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„Wie uns angeblich noch keiner – um mit Bismarck zu reden – den preußi-
schen Leutnant nachgemacht hat, so hat uns in der Tat noch keiner den 
preußisch-deutschen Militarismus ganz nachzumachen vermocht, der da 
nicht nur Staat im Staate, sondern geradezu ein Staat über dem Staat ge-
worden ist.“ 

Karl Liebknecht: „Militarismus und Antimilitarismus“, 1907 

 

„Was für eine Welt könnten wir bauen, wenn wir die Kräfte, die ein Krieg ent-
fesselt, für den Aufbau einsetzten. Ein Zehntel dieser Kräfte wäre hinrei-
chend, um den Menschen aller Länder zu einem menschenwürdigen Leben 
zu verhelfen.“ 

Albert Einstein: „Für einen militanten Pazifismus“, 1931 

 

„Jedes angefertigte Gewehr, jedes zu Wasser gelassene Kriegsschiff, jede 
abgeschossene Rakete bedeutet im Endeffekt einen Diebstahl an jenen, die 
hungern und die nicht ernährt werden und an jenen, die nichts anzuziehen 
haben. Es kostet den Schweiß seiner Arbeit, der Erfindungsgabe seiner Wis-
senschaftler, die Hoffnung seiner Kinder. Die Kosten eines einzigen moder-
nen Kampfbombers entsprechen dem Wert von: in 30 Städten eine moderne 
Schule aus Stein.“ 

Dwight. D. Eisenhower, Präsident der USA, 1953 

 

„Produkte für das Leben statt Waffen für den Tod.“ 

Motto der Belegschaft der Lucas Aerospace, UK, 1970 

 

„Wir müssen uns grundsätzlich fragen, ist das, was wir produzieren, eigent-
lich nützlich? In der Rüstungsproduktion ist dieser Widerspruch am deutlichs-
ten. Denn Waffen werden produziert, um Menschen zu bedrohen und zu tö-
ten – das kann nicht der Sinn unserer Arbeit sein.“ 

IG-Metall-Broschüre zur Konversion 1990: 
„Alternative Produktion: Das Schiff der Zukunft aus Arbeitnehmersicht“ 
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Vorwort 

Die Wortverknüpfung sozial-ökologisch entwickelt sich immer mehr zum 
Schlüsselbegriff, der auch im Rahmen dieser Schriftenreihe als politischer 
Strategiewechsel der LINKEN eingefordert wird (ÖPF 2019). Im strategischen 
Kontext ist in der Regel von sozial-ökologischem „Umbau“ bzw. „Transforma-
tion“ die Rede. In Bezug auf Regierungspolitik spricht man eher von einer er-
forderlichen „Wende“ (ÖPF 2017). Die Konkretisierung eines umfassenden 
sozial-ökologischen Umbaus ist Inhalt der im Rahmen dieser Schriftenreihe 
erstellten Broschüre „Sozial-ökologischer Umbau – sofort und konkret“ (ÖPF 
2012a). 

Bei „Konversion“ ist im Allgemeinen von projektspezifischen Konzepten und 
Maßnahmen für militärisch-zivile Umgestaltungen die Rede. Forderungen 
nach genereller Abrüstung hingegen beinhalten Konzepte und Maßnahmen 
für eine globale Transformation. Forderungen für projekt-spezifische Konver-
sionen können dabei als realistische Teilziele an Beispielen aus der jüngsten 
Vergangenheit anknüpfen und Bezüge zu ähnlich gelagerten Erfordernissen 
für eine zukunftsfähige Wirtschaftsweise herstellen. Hierzu müssen auch die 
Parallelen zur Umweltbewegung gesehen werden. Auch Umweltbewegte se-
hen sich tendenziell zunehmenden Gesamtproblemen gegenüber, können 
aber immer wieder aufs Neue (zumeist kleinere) Erfolge erzielen, die als Mo-
tivationsschub für das eigene Engagement dienen. 

Als Stichworte für zivile und militärische Konversionsparallelen seien hier ge-
nannt: Importsicherung von Ressourcen, Ausrichtung auf Exporte und das 
Arbeitsplatzargument. Während die Fixierung auf globalisierte Warenströme 
zwangsläufig einhergeht mit Militarisierung und Rüstungsexporten, hat eine 
Umorientierung auf regionale Wirtschaftskreisläufe auch eine konfliktvermei-
dende, friedensstiftende Wirkung. 

Im ersten Kapitel wird kurz das Ausmaß der globalen Aufrüstung und der 
hierfür vorhandenen Triebkräfte dargestellt, um die politischen Rahmenbe-
dingungen realistisch einschätzen zu können. 

Im zweiten Kapitel werden die militärischen Strukturen und Handlungsebenen 
aufgeführt, die für Konversionen in Betracht kommen. Damit soll ein systema-
tischer Überblick gegeben werden: Rüstungsforschung und -produktion, zivil-
militärische Zusammenarbeit und die Hinterlassenschaften des Militärs. Letz-
tere beinhalten die Beseitigung von ökologischen Altlasten und die Nachnut-
zung früherer militärischer Liegenschaften. Nicht behandelt werden in dieser 
Broschüre entsprechend der eingegrenzten Thematik die eigentlichen Hinter-
lassenschaften des Militärs nach kriegerischen Einsätzen: Menschliche Opfer 
sowie zivilisatorische und Umweltzerstörungen. Zu den Umweltauswirkungen 
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liegen ebenfalls zwei Broschüren bei den Umweltbeiträgen vor (ÖPF 2011; 
2012). 

Im dritten Kapitel wird der institutionelle Rahmen behandelt, der für internati-
onale Beschränkungen weiterer Aufrüstung und möglicher Abrüstungsmaß-
nahmen notwendig ist. Damit soll verdeutlicht werden, welche globalen und 
zwischenstaatlichen Institutionen dafür gestärkt werden müssen. Die darauf 
basierenden Konzepte zielen zwar prinzipiell auf eine umfassende Transfor-
mation im Sinne einer globalen Abrüstung, sind aber auch für die Akteure von 
Konversionsprojekten wichtig. 

Im vierten Kapitel werden – aufbauend auf den vorhergehenden Kapiteln – 
politische Thesen und Herangehensweisen formuliert, die sowohl parlamen-
tarisch als auch zivilgesellschaftlich einer sozialökologische Transformation 
und darin eingebundenen Konversionsprojekten zugrunde gelegt werden 
können. 

Im deutschen Bundestag ist DIE LINKE die einzige Partei, die sich bisher der 
weiteren Aufrüstung widersetzt hat. Die vorliegende Broschüre soll dazu bei-
tragen, dass sowohl dieses vorhandene Profil geschärft und gleichzeitig auch 
die sozial-ökologische Kompetenz der Partei stärker wahrgenommen wird. 

 

Götz Brandt, Karl-Heinz Peil 
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1. Der militärisch-industrielle Komplex 

1.1. Übersicht der globalen Militarisierung 

1.1.1. Rüstungsausgaben weltweit 

Abb. 1: Rüstungsausgaben 2019 in Mrd. US-Dollar (SIPRI 2020a). 

 

Zur Darstellung der globalen Rüstungsausgaben werden meistens die Jah-
resberichte des Stockholmer Friedensforschungsinstituts SIPRI herangezo-
gen* (SIPRI 2020). Danach wurden zuletzt im Jahr 2019 1,9 Billionen US-
Dollar in die Rüstung gesteckt und damit 3,6 % mehr als im Vorjahr. Den 
größten prozentualen Zuwachs verzeichnete dabei Deutschland mit 10 %. 
Einsamer Spitzenreiter der Rüstungsausgaben ist nach wie vor die USA mit 
732 Mrd. US-Dollar. Damit liegt auch der Gesamtanteil der NATO-Staaten 
weit über der Hälfte der weltweiten Rüstungsausgaben (Abb. 1). 

 

                                                      
 
* Die SIPRI-Berichte im englischen Original sind kostenpflichtig. Kurzfassungen sind jedoch frei verfügbar 

(auf deutsch von der Friedrich-Ebert-Stiftung). 
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1.1.2. Rüstungsausgaben in Deutschland 

Die Rüstungsausgaben Deutschlands belaufen sich für 2020 inkl. den in an-
deren Posten als der direkt im „Verteidigungshaushalt“ ausgewiesen Finanz-
mittel auf ca. 50 Mrd. Euro. 

Um die schwindelerregende Höhe der gesamten Militärausgaben anschaulich 
darzustellen, sind geeignete Kennzahlen zu identifizieren. 50 Mrd. Euro sind 
pro Kopf der Bevölkerung 600 Euro jährlich! Eine gewisse Parallele dazu sind 
umweltschädliche Subventionierungen, die sich nach Berechnungen des 
Umweltbundesamtes in den zurückliegenden Jahren auf jeweils ca. 57 Mrd. 
Euro belaufen haben (UBA 2016). Noch gravierender ist lediglich, dass durch 
die Treibhausgasemissionen Deutschlands jährlich pro Kopf der Bevölkerung 
über 1700 Euro Umweltkosten (2019) verursacht werden.* 

Anschaulich sind auch Vergleiche, welche anderen Ausgaben mit einzelnen 
Rüstungsprojekten getätigt werden könnten. Nachfolgend eine aktuelle Grafik 
zu geplanten Beschaffung von 45 Kampfjets aus den USA, von denen 
30 Stück für die Aufrechterhaltung der atomaren „Teilhabe“ der Bundeswehr 
vorgesehen sind (Abb. 2). 

Ein anderer Blickwinkel ist, welchen Anteil die Militärausgaben am Bruttoin-
landsprodukt (BIP) haben. Seitens der US-Administration wurde und wird 
wiederholt die Forderung erhoben, dass Deutschland seine Militärausgaben 
auf 2 % gemäß einer seit längerem bestehenden, unverbindlichen Absprache 
der NATO-Mitgliedsstaaten anheben solle. 2019 lag dieser Wert bei 1,4 %. 
Es ist allerdings sehr problematisch, daraus Rückschlüsse in der Art zu zie-
hen, wie dieses in den jährlichen Friedensgutachten der deutschen Friedens-
forschungsinstitute (SIPRI 2020, siehe Kap. 3.3) erfolgt. Dort wird diese 
Kenngröße als wesentliches Kriterium für einen globalen Militarisierungsindex 
herangezogen, bei dem Deutschland für 2019 mit Rang 97 von 154 Staaten 
unverändert im Mittelfeld liegt. Fragwürdig werden solche relativierenden Be-
trachtungen vor allem dann, wenn durch eine wirtschaftliche Depression das 
BIP drastisch einbricht und gleichzeitig die Militärausgaben konstant bleiben, 
wie 2020 in Verbindung mit den Turbulenzen der Corona-Krise. 

Kaum beachtet wird eine andere Kenngröße, die aber im Kontext von natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategien (siehe Kap. 3.2) durchaus relevant ist. Wäh-
rend der Anteil von Militärausgaben als Anteil des BIP und selbst dessen An-
teil am Staatshaushalt relativ abstrakte Zahlen bleiben, kann man darauf 
verweisen, dass ein Großteil der Staatsausgaben von behördlichen Institutio- 

                                                      
 
* Basis dafür sind rechnerische Umweltschäden von 180 Euro pro Tonne CO2 (UBA 2018) und die gesam-

ten Treibhausgasemissionen 2019 (Kohlendioxid, Methan, Lachgas, F-Gase) von ca. 805 Mio. t (UBA 
2020) bei einer Bevölkerung von 83,2 Mio. (DESTATIS 2020). 
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Abb. 2: Kostenvergleich Atombomber und Gesundheitswesen. (IPPNW 2020) 

 

nen als direkte staatliche Dienstleistungen erbracht wird. Zentralstaatliche 
Dienstleistungen sind natürlich in jedem Land sehr unterschiedlich, z. B. ab-
hängig von föderalen Strukturen, wie das in Deutschland der Fall ist. Der 
Bundeshaushalt besteht buchhalterisch nicht nur aus sogenannten Einzelplä-
nen (EPl), sondern ist auch untergliedert nach Funktionsgruppen. Der Etat 
des Bundesverteidigungsministeriums (BMVg) hat 45 Mrd. Euro für das Jahr 
2020 im EPl 14 und weiteren ca. 5 Mrd. Euro Militärausgaben in anderen 
EPls versteckt. Innerhalb der Funktionsgruppe „Allgemeine Dienste“ mit ins-
gesamt ca. 95 Mrd. Euro Ausgaben stellt der EPl 14 (des BMVg) einen Anteil 
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von 47% dar (BMF 2020). Das wirft die Frage auf, ob auch vorzeigbare bzw. 
messbare (zivile) Dienstleistungen von der Bundeswehr erbracht werden. Im 
Kap. 1 wird in den Abschnitten über zivil-militärische Zusammenarbeit darauf 
näher eingegangen. 

 

1.1.3. Die weltweit größten Rüstungsunternehmen 

SIPRI erstellt jährlich ein Informationsblatt zu den weltweit größten Rüs-
tungsunternehmen (SIPRI 2019). 

Auf den ersten fünf Plätzen sind dort Unternehmen aus den USA gelistet. 
Nr. 1 ist die Lockheed Martin Corp., gefolgt von Boeing und der Northrop 
Grumman Corp. Unter den Top 10 findet sich auch Airbus bzw. die Airbus 
Space and Defence Division als transnationales Unternehmen innerhalb der 
EU. Ansonsten rangieren deutsche Unternehmen im Mittelfeld der Liste, an-
geführt von Rheinmetall (siehe Tab. 1 in Kap. 2.1). 

Eine etwas abweichende Datenbasis findet sich auf der US-amerikanischen 
Homepage DefenseNews.com, wo ebenfalls eine jährlich aktualisierte Zu-
sammenstellung der Top-100-Rüstungsunternehmen erfolgt (DefenseNews 
2020). Danach stammen 41 Unternehmen aus den USA (bei SIPRI: 27), 10 
aus Großbritannien (bei SIPRI: 5) und 8 aus China*. 

Wesentlich bei der Betrachtung von Rüstungsunternehmen ist, inwieweit die-
se auch in zivilen Sektoren umsatzstark vertreten und damit diversifiziert sind. 
Mischkonzerne sind vor allem in der Luft- und Raumfahrt zu finden. Boeing 
als weltweite Nr. 2 macht ca. ein Drittel seines Umsatzes militärisch. Für die 
Airbus-Gruppe ist ein Rüstungsanteil von 15 % ausgewiesen. 

 

1.1.4. Globale Bedeutung der Rüstungsexporte 

Untrennbar mit der Rüstungsproduktion verbunden sind Exporte, da weltweit 
ca. 70 % der produzierten Waffen ins Ausland verkauft werden (Abb. 3). In 
dem bereits genannten SIPRI-Informationsblatt wird die im Vergleich zum 
Rüstungshaushalt hohe Exportquote damit erklärt, dass diese als Mitnahme-
effekt eines auf den Zeitraum von 2010 bis 2020 ausgelegten Modernisie-
rungsprogramms für das einheimische Militär anzusehen ist. 

                                                      
 
* So sind für 2019 bei DefenseNews erstmals acht chinesische Konzerne aufgeführt, deren Anteil von Rüs-

tungsprodukten am Gesamtumsatz im Bereich von 20 bis 40 % geschätzt wird. Bei SIPRI fehlen bisher 
(Stand Jahrbuch 2019) chinesische Konzerne mit dem Hinweis auf fehlende Vergleichbarkeit und eine un-
sichere Datenbasis. Bei DefenseNews fehlt mit ThyssenKrupp Marine Systems einer der größten deut-
schen Rüstungskonzerne. 
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Deutschland belegt seit Jahren konstant den vierten Platz, was weniger durch 
große Waffensysteme, sondern durch die gesamte Bandbreite militärischer 
Ausrüstung bedingt ist (siehe dazu auch Kap. 2.1.). Rüstungsexporte sind 
Gegenstand nationaler und internationaler Restriktionen (siehe Kap. 3.1.). 

 

Abb. 3: Weltweiter Anteil an Rüstungsexporten der zehn größten Waffenexporteure für die 
Jahre 2015 bis 2019* (SIPRI 2020). 

 

1.1.5. Arbeitsplätze durch Rüstungsausgaben 

„Jobs, jobs, jobs“, twitterte Präsident Trump im Mai 2017, als er in Saudi-
Arabien Abkommen über Waffenlieferungen im Wert von rund 
350 Mrd. US-Dollar unterzeichnete. Dem Emirat Katar verkaufte Präsident 
Trump F-15-Kampfjets für 12 Mrd. US-Dollar. Der katarische Botschafter in 
den USA twitterte begeistert, dies schaffe „60 000 neue Jobs in 42 Bundes-
staaten der USA“ (Scheben, H. 2017). 

Vom US-Kongressabgeordneten Les Aspin wurde 1972 eine Studie veröffent-
licht, aus der die Wirkung von 1 Mrd. US-Dollar Investitionen auf die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen ersichtlich war. Im Bildungswesen kann man 100 000 
Arbeitsplätze damit schaffen, im Bauwesen 77 000 und in der Rüstungsin-
dustrie nur 35 000 Arbeitsplätze. 
                                                      
 
* Anmerkung: Da zwischen einer Exportgenehmigung und einer tatsächlichen Auslieferung von Großgerä-

ten in der Regel mehrere Jahre vergehen und dadurch bei der jährlichen Entwicklung große Sprünge auf-
treten, berechnet SIPRI deshalb den Fünf-Jahres-Durchschnitt. 

Weltweiter Anteil der zehn größten 
 Waffenexporteure 2015-2019 [Prozent]

36

21

7,9

5,8

5,5

3,7

3,1

3,0

2,1

2,1

0 5 10 15 20 25 30 35 40

USA

Russland

Frankreich

Deutschland

China

Großbritannien

Spanien

Israel

Italien

Südkorea



 

 

14 

1983 berichtete die New York Times, dass für jede Milliarde US-Dollar Rüs-
tungsausgaben durch das Pentagon 28 000 Jobs im Privatsektor geschaffen 
würden. Mit dem selbigen Betrag an anderer Stelle könnten geschaffen wer-
den: 

• für das öffentliche Transportwesen: 32 000, 

• für den persönlichen Konsum: 57 000, 

• für das Bildungswesen: 57 000. 

Eine andere Betrachtungsweise erfolgte mit einer 1981 in den USA erstellten 
Studie, wo berechnet wurde, dass mit dem damaligen US-Militärbudget von 
154 Mrd. US-Dollar ein Nettoverlust von 1,5 Mio. Arbeitsplätzen einherge-
gangen wäre (Hayes, T. C. 1983). 

Anschauliches vermeldete Anfang April 2020 das US-Magazin Newsweek: 
Mit dem Geld, das die USA in einem Jahr für Atomwaffen ausgeben, könnten 
300 000 Betten für Intensivstationen, 35 000 Beatmungsgeräte, 150 000 
Krankenschwestern und 75 000 Ärzte finanziert werden (Müller, C. 2020, sie-
he auch das ähnlich gelagerte Beispiel in Abschnitt 1.1). 

 

1.1.6 Besonderheiten der Rüstungsindustrie 

Die Rüstungsindustrie unterscheidet sich wesentlich von anderen Wirt-
schaftsbranchen: 

1. Rüstungsgüter haben volkswirtschaftlich keinen Wert, indem sie keine wei-
tere Konsumnachfrage generieren, sondern quasi Steuergelder absorbie-
ren. Dieses wusste bereits der US-Ökonom Adam Smith, welcher 1776 (!) 
in seiner Schrift „The Wealth of Nations“ darauf verwies, dass Militäraus-
gaben ohne Wert für die Ökonomie seien, da nicht käuflich zum Konsum 
bestimmt. 

2. Die Nachfrage erfolgt im Wesentlichen nur durch Regierungen, die zumin-
dest als exklusive Abnehmer auftreten. Eine nicht zu vernachlässigende 
Grauzone sind allerdings private Milizen und Söldnerarmeen, die vor allem 
bei Rüstungsexporten auf zumeist verschlungenen Pfaden nicht nur mit 
Kleinwaffen, sondern teilweise auch mit militärischem Großgerät versorgt 
werden. Der staatlichen Beauftragung gegenüber steht, dass in den meis-
ten Ländern Rüstungsunternehmen rein privatwirtschaftlich organisiert 
sind. Ausnahmen sind hier gemäß SIPRI Russland und Indien bezüglich 
der TOP-100-Unternehmen. (Chinesische Firmen sind dort bisher nicht ge-
listet, siehe Kap. 1.1.3.). 
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3. Dem Staat als Auftraggeber stehen zur Entwicklung und Produktion von 
militärischem Großgerät nur monopolisierte Anbieter gegenüber, die als 
Systemanbieter diese spezielle Nachfrage bedienen können. Durch die 
zunehmende Komplexität neuerer Waffensysteme wird dieses noch ver-
stärkt. Für diese Unternehmen sind Rüstungsaufträge deshalb hoch profi-
tabel, was nicht unbedingt für diejenigen Firmen gilt, die bei den System-
anbietern als Nachlieferanten auftreten oder sich bei staatlichen Aus-
schreibungen um kleinvolumige Aufträge für das Militär bemühen müssen. 

4. Die Nachfrage nach Rüstungsgütern erfolgt zyklisch über Beschaffungs-
aufträge für das Militär. Damit ist eine langfristige Sicherung von Arbeits-
plätzen nicht gegeben, wenn ein Unternehmen überwiegend oder ganz 
Rüstungsgüter produziert und damit wenig Spielraum für eine Diversifizie-
rung seiner Produktpalette hat. Das führt zumindest in den USA dazu, 
dass seitens der Rüstungskonzerne auch politisch Einfluss genommen 
wird, um Kriege zu provozieren, mit denen neue Nachfrage generiert wer-
den kann. 

5. Rüstungsexporte müssen nicht nur in Deutschland von der Regierung ge-
nehmigt werden. Häufig werden Waffenexporte sogar von Regierungen 
unterstützt. Dabei spielen sowohl außenpolitische wie auch wirtschaftspoli-
tische Motive eine Rolle. Da Importeure von militärischem Großgerät mit 
Ausschreibungen die Anbieter aus verschiedenen Ländern zum Wettbe-
werb zwingen, werden solche Verfahren praktisch immer überlagert von 
politischen Entscheidungen. 

6. Große Rüstungssysteme unterliegen einem extrem langen Zyklus von der 
militärischen Bedarfsanmeldung bis hin zur praktischen Verfügbarkeit, was 
durch deren zunehmende Komplexität künftig noch verschärft wird. Dieses 
ist meistens mit erheblichen Zeitverzögerungen* und Kostensteigerungen 
verbunden. Eine wesentliche Ursache dafür sind Spezifikationen zum „Fä-
higkeitsprofil“ eines Waffensystems, die nachträglich erweitert werden. 
Wie auch bei zivilen Projekten führen nach bereits erfolgter Beauftragung 
solche Zusatzwünsche in der Regel zu überteuerten Nachbeauftragungen. 
Eine häufige Konsequenz dieser Kostensteigerungen ist, dass aufgrund 
des beschränkten Budgets einer Regierung die beauftragte Stückzahl re-
duziert wird, was dann von den beauftragten Rüstungsfirmen über einen 
erhöhten „Systempreis“ kompensiert wird. 

                                                      
 
* Ein aktuelles Beispiel ist die langjährige Kontroverse zwischen dem BMVg und Airbus wegen Mängeln am 

Transportflugzeug A400. 
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1.2. Rüstungsausgaben in den USA 

Dwight D. Eisenhower, General der US-Streitkräfte im zweiten Weltkrieg und 
US-Präsident von 1953 bis 1960, kannte sowohl das Militär als auch die Poli-
tik und die Rüstungsindustrie aus erster Hand. In seiner Abschiedsrede An-
fang 1961 prägte er den Begriff vom „Militärisch-industriellen Komplex“. Wört-
lich: „Diese Verbindung eines gewaltigen Militärapparats mit einer großen 
Rüstungsindustrie stellt eine neue Erfahrung in den USA dar.“ (zitiert nach 
Ganser, D. 2020) 

Aufschlussreich ist eine Rede, die am 10. September 2001 US-Verteidi-
gungsminister Donald Rumsfeld hielt, wo er auf das riesige schwarze Loch in 
der Buchhaltung des Pentagon hinwies. Die Bürokratie sei zu groß. Das Pen-
tagon habe 660 000 zivile Mitarbeiter und 1,4 Mio. Soldaten im Aktivdienst, 
dazu noch 1 Mio. Milizsoldaten in der Nationalgarde. In einem Bericht über 
seine Rede steht der Satz, dass (in einem nicht genau benannten Untersu-
chungszeitraum) Transaktionen in Höhe von 2300 Mrd. US-Dollar nicht nach-
verfolgt werden konnten, was damals einem Mehrfachen des Pentagon-
Jahresbudgets entsprach. 

Ende 2016 wurde bekannt, dass das Pentagon einen Untersuchungsbericht 
einfach verschwinden ließ, der die Verschwendung von 127 Mrd. US-Dollar 
enthüllte (RT DEUTSCH 2016). Es kann deshalb festgestellt werden, dass al-
lein durch Lobbyismus und Korruption der US-Rüstungsetat künstlich hoch-
gehalten wird. 

In der New York Times erschien am 22.03.2017 ein Beitrag unter dem Titel 
„Is America‘s Military Big Enough?“ (Lai, R.; Griggs, T.; Fisher, M.; Carl-
sen, A. 2017) mit einer Aufzählung und grafischen Darstellung der wichtigs-
ten US-Rüstungsgüter: 

• 151 Kampfbomber, 

• 637 Kampfdrohnen, 

• 3476 Kampfjets 

• 760 Kampfhubschrauber, 

• 2831 Panzer, 

• 450 Raketenabschussbasen 

• 68 U-Boote 

• 10 Flugzeugträger 

• 31 Amphibienschiffe, 
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• 93 Marineschiffe (Kreuzschiffe, Fregatten und Zerstörer). 

In dem NYT-Beitrag (Lai, R.; Griggs, T.; Fisher, M.; Carlsen, A. 2017) wurde 
darauf hingewiesen, dass in früheren Jahrzehnten Erhöhungen des Rüs-
tungsetats typischerweise an spezifische Einsätze bzw. Kriegshandlungen 
gekoppelt gewesen seien. Die unter dem damals noch neuen Präsidenten 
Trump angekündigten und mittlerweile auch vollzogenen drastischen Erhö-
hungen des Rüstungsetats seien deshalb, so die Aussage eines Analysten, 
„ein Budget zwecks Suche nach einer Strategie“. Diese frühe Einschätzung 
kann man mittlerweile zum Ende der vierjährigen Amtszeit von Donald Trump 
als bestätigt ansehen. Die weltpolitische Situation ist aktuell gekennzeichnet 
durch eine verschärfte militärische Drohkulisse vor allem gegenüber Russ-
land und China, wobei jedoch - ebenso wie in der US-Politik gegenüber ande-
ren Ländern wie Venezuela, Iran und Kuba - in erster Linie wirtschaftliche Er-
pressungsversuche als außenpolitische Strategie angesehen werden müs-
sen. Das heißt: An die Stelle eines „Schieß“-Kriegs tritt mittlerweile der Wirt-
schaftskrieg als imperiales Machtinstrument. 

 

1.3 Rüstungsausgaben in Russland 

Interessant ist nach diesen Betrachtungen über die US-Rüstungspolitik die 
Frage, ob man in dem post-sowjetischen, kapitalistischen Russland ebenfalls 
von einem militärisch-industriellen Komplex sprechen kann. Dazu sind fol-
gende SIPRI-Daten relevant: 

• Bei den weltweiten Rüstungsausgaben nimmt Russland 2018 Rang sechs 
ein, 2019 Rang vier mit lediglich 1/10 der US-Rüstungsausgaben. 

• Russland ist mit einem weltweiten Anteil von sieben Prozent der drittgröß-
te Rüstungsproduzent. 

• Bei den Rüstungsexporten nimmt Russland den zweiten Rang hinter den 
USA ein, andere Länder folgen erst mit weitem Abstand. 

• Die in den TOP 100 gelisteten zehn russischen Rüstungsunternehmen 
sind staatlich. 

 

1.3.1 Asymmetrische Bewaffnung als neue Strategie 

Zur Historie: Der Kalte Krieg bis 1989 war gekennzeichnet durch ein Wettrüs-
ten zwischen den USA und der Sowjetunion. Zu den Gründen, die zum Un-
tergang der Sowjetunion geführt hatten, zählte auch deren wirtschaftliche 
Überforderung durch die hohen Rüstungsausgaben. Als Relikt aus dieser Zeit 
ist sicherlich zu bewerten, dass Russland heute noch über mehr nukleare 
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Sprengköpfe verfügt als die USA. Andererseits gelten Atomwaffen auch als 
zentrales Element asymmetrischer Bewaffnung, um damit vergleichsweise 
teurere konventionelle Bewaffnung zu reduzieren. Dieses Prinzip der asym-
metrischen Bewaffnung zeigt sich aktuell neben anderen Waffensystemen 
vor allem darin, dass Russland über Hyperschallmarschflugkörper verfügt, die 
so schnell sind, dass sie von der gegnerischen Abwehr nicht rechtzeitig er-
kannt werden können. Damit wären die mit hohem Kostenaufwand errichte-
ten Abwehrsysteme der USA wirkungslos. Hinter diesen Waffensystemen 
steht ein technologischer Vorsprung Russlands in der Entwicklung von Mate-
rialien, die eine Hitze von bis zu 3000 °C aufgrund der hohen Geschwindig-
keit aushalten können, was spezielle Kühlsysteme erfordert und auch nicht zu 
Lasten der mitgeführten Sprengköpfe gehen darf. Offenbar fließen hierbei 
Entwicklungen ein, die ursprünglich für russische bzw. sowjetische Welt-
raumprogramme vorgenommen wurden (RT DEUTSCH 2019). 

 

1.3.2. Kosten-„Effizienz“ von Waffensystemen 

Als Fazit ergibt sich daraus, dass bei russischen Rüstungsprogrammen die 
Kosten-„Effizienz“ eine dominierende Rolle spielt und man damit aus dem 
ruinösen Wettrüsten aus den Zeiten der Sowjetunion gelernt hat. Dem ge-
genüber stehen extrem teure Rüstungsprojekte der USA, wie der 
F-35-Kampfjet, der als Vorzeigeprojekt der US-Rüstungsindustrie gilt und 
durch den Export Milliarden US-Dollar bringen soll. Dieses bisher teuerste 
Waffenprogramm der Geschichte ist bis heute jedoch mit massiven Verzöge-
rungen der „vollen Serienproduktion“ verbunden, was mit dem beabsichtigten 
Fähigkeitsprofil als „fortschrittlichstes und tödlichstes Kampfflugzeug“ zu tun 
hat (Sputnik Deutschland 2019). 

Ende Februar 2020 sorgte der Technikunternehmer und Chef des Space-X-
Weltraumprogramms Elon Musk für Schlagzeilen, als er ausgerechnet bei ei-
nem Symposium der US-Luftwaffe das Ende der Kampfjetära ankündigte, 
wobei er auf die Entwicklung autonomer Kampfdrohnen verwies (Insinna, V. 
2020). 

Unabhängig davon, wie „effizient“ die Waffensysteme sind, spielt eine ebenso 
große Rolle, inwieweit die Rüstungsindustrie überhaupt Einfluss auf die Höhe 
der Rüstungsausgaben Russlands hat. Gegenüber 80 Mrd. US-Dollar wurde 
der Rüstungsetat Russlands 2018 auf 60 Mrd. US-Dollar nach SIPRI-
Angaben reduziert (Sputnik Deutschland 2018). Allerdings erfolgte 2019 wie-
der eine Erhöhung auf 65 Mrd. US-Dollar. SIPRI verweist auch darauf, dass 
bereits 2016 eine Regierungsinitiative gestartet wurde, um die bisher in ho-
hem Maße von der Rüstungsproduktion abhängigen Unternehmen schrittwei-
se auf zivile Produkte zu diversifizieren. 



 

 

19 

Bemerkenswert ist das auch deshalb, weil die Rüstungsindustrie neben dem 
Rohstoffexport eine zentrale Rolle für die russische Wirtschaft und damit 
auch für die Staatseinnahmen spielt. Natürlich hat auch Russland das Prob-
lem, dass seitens der Rüstungsindustrie versucht wird, mit Korruption politi-
schen Einfluss bei Beschaffungsmaßnahmen zu gewinnen. In einem entspre-
chenden Bericht über Kontrollen der russischen Generalstaatsanwaltschaft 
werden umgerechnet 22 Mio. Euro genannt, die 2018 in der russischen Rüs-
tungsindustrie veruntreut wurden, wobei hier konkret nicht von Korruption, 
sondern von „Diebstahlfällen“ die Rede ist (Pirogow 2019). Wie weiter oben 
dargestellt wurde, bewegt sich das Pentagon dagegen auf diesem Terrain in 
völlig anderen Dimensionen. 

Als Fazit kann man festhalten, dass auch in einem kapitalistischen Land wie 
Russland trotz einer großen Relevanz der Rüstungsindustrie für die Wirt-
schaft eine staatliche Kontrolle derart möglich ist, dass sich keine Eigendy-
namik im Sinne eines militärisch-industriellen Komplexes entwickelt. 

 

1.4. Rüstung in der deutschen Industriestrategie 

Inwieweit man in Deutschland von einem militärisch-industriellen Komplex 
sprechen kann, ergibt sich weniger durch quantitative Betrachtungen, wie sie 
weiter unten in Kap 2 erfolgen, als vielmehr durch strategische Vorgaben, bei 
denen vor allem das Wirtschaftsministerium (BMWi) maßgebend ist (Abb. 4). 

 

1.4.1. Nationale Industriestrategie 

Maßgebend zur Rolle der deutschen Rüstungsindustrie sind zunächst die po-
litischen Rahmenbedingungen. Die im Februar 2019 von Bundeswirtschafts-
minister Peter Altmaier vorgelegte „Nationale Industriestrategie 2030“ (BMWi 
2019a) beruht auf der Definition von „industriellen Schlüsselbereichen, in de-
nen Deutschland bereits heute und immer noch führend ist“. Die dazu aufge-
führten zehn Schlüsselbereiche beinhalten nicht nur die Rüstungsindustrie, 
sondern auch die Luft- und Raumfahrtindustrie, bei der Rüstungsaufträge ei-
ne wichtige Rolle spielen, auch über eine Quersubventionierung ziviler Pro-
duktion. Zur „Nationalen Industriestrategie 2030“ heißt es auf der Homepage 
des BMWi: „Ziel der ‚Nationalen Industriestrategie 2030‘ ist es, gemeinsam 
mit den Akteuren der Wirtschaft einen Beitrag zu leisten zur Sicherung und 
Wiedererlangung von wirtschaftlicher und technologischer Kompetenz, Wett-
bewerbsfähigkeit und Industrie-Führerschaft auf nationaler, europäischer und 
globaler Ebene. Die vorgelegte Industriestrategie entwickelt erstmals eine zu-
sammenhängende und an grundsätzlichen Erwägungen orientierte nationale 
und europäische Industriestrategie. 
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Abb. 4: Aufbau des militärisch-industriellen Komplexes in Deutschland 

 

Sie definiert, in welchen Fällen ein Tätigwerden des Staates ausnahmsweise 
gerechtfertigt oder gar notwendig sein kann, um schwere Nachteile für die ei-
gene Volkswirtschaft und das gesamtstaatliche Wohl zu vermeiden. Sie ist 
zugleich ein Beitrag zur Gestaltung einer zukunftsfesten Marktwirtschaft und 
Basis für eine ordnungspolitische Debatte.“ (BMWi 2019) 

Bezüglich ökologisch relevanter Industriezweige wird lediglich der Green-
Tech-Sektor genannt, was aber begrifflich nebulös ist und allenfalls als Sam-
melbegriff für eine Vielzahl von Technologien taugt, die von mittelständischen 
Unternehmen, d. h. nicht von Großkonzernen, angewandt werden. 

Die Nationale Industriestrategie stieß auf heftige Kritik aus Wirtschaftskrei-
sen. Es würden damit mutwillig Großkonzerne politisch bevorzugt und die 
Klein- und Mittelbetriebe als tatsächliches Rückgrat der deutschen Wirtschaft 
vernachlässigt, so die Kritik aus Wirtschaftskreisen, die dazu führte, dass die 

Grundlagenforschung: Hochschulinstitute und außeruniversitäre Einrichtungen mit  
öffentlicher Finanzierung, auch auf Veranlassung und Mittelbereitstellung durch 
Verteidigungsministerium (BMVg) 

Wirtschaftsministerium (BMWi): Definition ´“strategischer Schlüsselindustrien“ 
Innenministerium (BMI): Anforderung von Sicherheitstechnik zur inneren Militarisierung 
Finanzministerium (BMF): Bereitstellung Rüstungsetat für BMVg und versteckte Mittel 
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Nationale Industriestrategie wieder zurückgezogen wurde: offiziell zur Über-
arbeitung. 

Stattdessen wurde Anfang 2020 die von vier Ministerien erarbeitete Nationale 
Wasserstoffstrategie als Entwurf vorgelegt. Dazu erklärte Wirtschaftsminister 
Peter Altmaier: „Gasförmige Energieträger, vor allem Wasserstoff, werden ein 
Schlüsselrohstoff einer langfristig erfolgreichen Energiewende sein. Gleich-
zeitig bietet die Herstellung von CO2-freiem und CO2-neutralem Wasserstoff 
große industriepolitische Chancen. Diese müssen wir nutzen und bereits heu-
te die Weichen dafür stellen, dass Deutschland bei Wasserstofftechnologien 
die Nummer 1 in der Welt wird.“ (BMBF 2019) 

Im vorliegenden Kontext ist dies deshalb relevant, weil hiermit eine Festle-
gung auf eine Import-/Export-Strategie bei der Energieversorgung erfolgt, 
obwohl nach Meinung von Umweltverbänden und Wissenschaftlern eine 
Energiewende mit erneuerbaren Energien weitestgehend mit Windkraftanla-
gen und Solaranlagen in Deutschland selbst erfolgen könnte. Dieses Szena-
rio wurde aber in den letzten Jahren von der Bundesregierung durch neu ein-
geführte Restriktionen stark ausgebremst, sogar verbunden mit dem Verlust 
von zehntausenden Arbeitsplätzen. Mit dieser Strategie verbunden ist auch, 
dass unter dem Stichwort Energiesicherheit eine Militarisierung der Außenpo-
litik durch die Industrie verlangt wird. 

Wirtschaftsminister Peter Altmaier fungiert hierbei als Sprachrohr der deut-
schen Industrie, indem er aktuell deren Wasserstoffstrategie propagiert, mit 
der die importierten fossilen Brennstoffe für Energieerzeugung und Verkehr 
durch CO2-freien Wasserstoff ersetzt werden sollen. Um diesen in großen 
Mengen zu importieren, muss zuvor entsprechende Technologie in Deutsch-
land entwickelt und exportiert werden. Was propagandistisch als Fortschrei-
bung der Energiewende verkauft wird, ist aber eine Abkehr vom dezentralen 
Ausbau erneuerbarer Energien mit Wind- und Solaranlagen. Vielmehr ist es 
eine völlig unrealistische „Weiter-so“-Strategie. Sie ist nicht nur alles andere 
als nachhaltig, sondern könnte nur mit einer weiteren Militarisierung funktio-
nieren. Auf diese Konsequenz hat z. B. BDI-Präsident Kempf am Rande der 
Münchner Sicherheitskonferenz 2020 eindringlich hingewiesen: Da 61 % der 
Industriearbeitsplätze vom Export abhängig seien, müssten Handelswege mi-
litärisch abgesichert werden, was nur durch eine militärische Aufrüstung für 
die weltweite Präsenz der Bundeswehr erfolgen könnte (Riedel, D. 2020). 

 

1.4.2. Offizielle Strategie: Stärkung der Rüstungsindustrie 

Das BMWi ist darüber hinaus auch führend bei der Erstellung von Strategie-
papieren der Bundesregierung „zur Stärkung der Verteidigungsindustrie in 
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Deutschland“. Nach einem im Juli 2015 veröffentlichen Papier erfolgte bereits 
im Februar 2020 eine Neufassung (BT 2020c). 

 

Abb. 5: Sicherheits- und verteidigungsindustrielle Schlüsseltechnologien im Strategiepa-
pier der Bundesregierung zur Stärkung der Sicherheits- und Verteidigungsindust-
rie (BT 2020c). 

 

Folgende Entwicklungen sind dabei im Unterschied zum Vorgängerpapier 
bemerkenswert: 

1. Bereits im Titel ist nun von der „Sicherheits- und Verteidigungsindustrie“ 
die Rede. Dabei wird im Inhalt auch auf eine zivilmilitärische Zusammen-
arbeit zwischen Bundeswehr und Polizei verwiesen. 

2. Es wird auf neue Technologien wie die Digitalisierung, Künstliche Intelli-
genz, unbemannte Systeme, Hyperschalltechnik, Biotechnologien und Cy-
ber-Instrumente verwiesen (Abb. 5). 

3. Die Frage nach der Völkerrechtskonformität von Waffenentwicklungen wird 
aufgeworfen und im Sinne eines notwendigen Dialoges zur „Gesellschaftli-
chen Akzeptanz“ beantwortet, wobei hier auch genannt wird: „Dialog mit 
Akteuren der Zivilgesellschaft zu Themen der Sicherheits- und Verteidi-
gungsindustrie, insbesondere zur Rüstungsexportkontrolle, …“ 
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4. Ebenso wie im Vorgängerpapier spielt die Nennung von „verteidigungsin-
dustriellen Schlüsseltechnologien“ eine zentrale Rolle, wobei diese jeweils 
in einer grafischen Darstellung auf drei Ebenen verteilt werden: a. nationa-
le Schlüsseltechnologie; b. europäische Kooperation zur Sicherung der 
Technologie; c. Rückgriff auf global verfügbare Technologien. 

Manche Details haben dabei eine gravierende Konsequenz: Wurden 2015 
noch „Überwassereinheiten“ auf den Ebenen 2 und 3 angesiedelt und ledig-
lich „Unterwassereinheiten“ auf der Ebene 1, so findet sich im aktuellen Stra-
tegiepapier der „Marineschiffbau (Über-/Unterwasserplattformen)“ komplett 
auf der Ebene 1. Hintergrund ist hierbei, dass Anfang 2020 der Zuschlag für 
den Bau deutscher Mehrkampfschiffe MKS 180 an einen holländischen 
Schiffsbauer 24 erfolgte, was für einige Kontroversen sorgte (Sputnik 
Deutschland 2020). Die Neudefinition als Schlüsseltechnologie soll als He-
belwirkung eingesetzt werden, um bei künftigen Aufträgen dieser Art abwei-
chend vom EU-Vergaberecht deutsche Werften zu bevorzugen. Damit folgt 
das Strategiepapier einer entsprechenden Festlegung im Koalitionsvertrag 
2018, wo es explizit unter Bezug auf Rüstungsprojekte heißt: „Zum Erhalt na-
tionaler Souveränität bei Schlüsseltechnologien werden wir bestehende ver-
gaberechtliche Spielräume konsequenter nutzen.“ 

 

1.5. Neoliberale Globalisierung und Militarisierung 

Am 22. Mai 2010 erschütterte ein Interview des damaligen Bundespräsiden-
ten Horst Köhler die Bundespolitik. Darin sagte er nach einer kurzen Stippvi-
site bei der Bundeswehr in Afghanistan, dass ein Land unserer Größe mit 
dieser Außenhandelsorientierung im Notfall auch zu militärischen Einsätzen 
greifen müsse, um die deutschen Interessen zu wahren, zum Beispiel in Be-
zug auf freie Handelswege (Deutschlandradio 2010). 

Was damals als skandalös wahrgenommen wurde, ist heute quasi Allge-
meingut, denn bereits im Bundeswehr-Weißbuch 2016 wird explizit auf freie 
Handelswege als sicherheitspolitische Herausforderung hingewiesen. Damit 
beschreitet die deutsche Politik in EU-Strategien eingebettet einen Weg, den 
das US-Imperium bereits seit 1945 verfolgt. Nach 1945 entstanden weltweit 
US-Militärbasen, d. h. Stützpunkte außerhalb des US-Territoriums, deren An-
zahl aktuell mit ca. 800 beziffert wird. Geopolitisch erfüllen diese vor allem 
seit der Hyperglobalisierung ab 1990 zwei Zielsetzungen: 

1. Sicherung des Zugriffs auf Rohstoffe und Transitwege. Bei letzterem 
spielen auch geplante Pipelineverbindungen geostrategisch eine wesentli-
che Rolle. 
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2. Sicherung von Absatzmärkten. Das erfolgt durch wirtschaftlichen und 
politischen Druck. In Einzelfällen kann diese Vorgehensweisen mit militäri-
schen Drohungen oder sogar direkter militärischer Gewalt zum Regime 
Change eskalieren. Mittlerweile gibt es eine lange Liste von direkten und 
indirekten Einmischungen der USA in innere Angelegenheiten anderer 
Länder mit versuchten und erfolgreichen Putschversuchen zugunsten von 
US-Interessen. 

Einhergehend mit dem schrittweisen Niedergang der USA, der sich seit dem 
Amtsantritt von Präsident Trump und insbesondere mit der Corona-Krise 
2020 drastisch beschleunigt hat, geht auch eine Rückkehr Deutschlands auf 
die Weltbühne einher, die Werner Ruf mit seinem Buchtitel „Vom Underdog 
zum Global Player“ umschreibt (Ruf, W. 2020). Diese neue Stärke ist aber 
durch die einseitige Exportfixierung, welche zunehmend auch Rüstungsgüter 
mit einschließt, äußerst fragil. Im Strudel des sich abzeichnenden Zerfalls der 
Eurozone und damit auch der gesamten EU dürfte diese Exportfixierung aber 
kaum in der Lage sein, die wirtschaftliche Stärke Deutschlands aufrecht zu 
erhalten. Dieses hat natürlich auch Rückwirkungen auf die politischen Groß-
machtambitionen Deutschlands in Zeiten einer sich herausbildenden, welt-
weiten Multipolarität. 

Aktuell wird dennoch in der deutschen Politik die globale Präsenz der Bun-
deswehr voran getrieben, einmal durch Auslandseinsätze und zum anderen 
durch Präsenz der Marine. So heißt es auf einer Bundeswehrwebseite: 

„Von der schnittigen Fregatte bis zum topmodernen Unterseeboot – mit ihren 
Seesystemen ist die Bundeswehr für ihre Einsätze auf allen sieben Weltmee-
ren vielseitig ausgerüstet.“ (Bundeswehr 2020) 

 

1.6. EU-Rüstungsindustrie 

Während durch die Schuldenkrise im EU-Währungsraum und beschleunigt 
durch die Corona-Krise der Zusammenhalt der EU stark bröckelt, gibt es le-
diglich auf dem Rüstungssektor eine florierende Zusammenarbeit. Entwick-
lungen zur Militarisierung der EU lassen sich zwar bis in die 90er Jahre und 
zum Lissabon-Vertrag zurückverfolgen, haben sich aber vor allem nach dem 
Mitte 2016 angekündigten EU-Austritt Großbritanniens stark beschleunigt. 
Bereits Ende 2016 wurde dazu in Brüssel das Konzept eines Europäischen 
Verteidigungs-Aktionsplans vorgeschlagen, der vorsieht, dass ab 2020 jähr-
lich 500 Mio. Euro aus EU-Mitteln für gemeinsame Rüstungsforschungspro-
jekte („Forschungsfenster“) ausgegeben werden, die ein gemeinsames „Fä-
higkeitenfenster“ nach sich ziehen sollen. Im Mai 2018 mündete das in einem 
Budgetvorschlag der EU-Kommission, der 9,0 Mrd. Euro für das „Fähigkeits-“ 
und 4,1 Mrd. Euro für das „Forschungsfenster“ für 2001 bis 2027 vorsieht 
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(Wagner, J. 2020). Dass es hierbei nicht nur um außenpolitische, sondern vor 
allem um industriepolitische Ziele geht, wird u. a. aus einer Fußnote des Akti-
onsplans ersichtlich. Danach würde jeder in Verteidigung investierte Euro 
insbesondere durch die Auswirkungen auf qualifizierte Beschäftigung, For-
schung und Technologie sowie Ausfuhren eine Rendite von 1,6 erwirtschaf-
ten (EC 2016). Dieser Wert ist freilich kaum nachvollziehbar und kann als 
Konstrukt hausinterner EU-Quellen zur Legitimierung der Rüstungsgelder an-
gesehen werden. 

Ende 2017 wurde auf dieser Basis die „Ständige Strukturierte Zusammenar-
beit“ – englisch abgekürzt PESCO – beschlossen, an der jedoch nicht alle 
EU-Mitgliedsländer beteiligt sind, da es bei einigen auch gewisse Vorbehalte 
gibt. Die ersten 17 PESCO-Projekte wurden im März 2018 vereinbart. Sie rei-
chen von eher unscheinbaren Vorhaben wie dem Aufbau eines Sanitäts-
kommandos bis hin zur Entwicklung eines neuen Infanteriefahrzeuges (Wa-
ner, J. 2018; 2018a; 2019; Demirel, Özlem; Wagner. J. 2019; Nesch, F. 
2019). 

An dieser Stelle soll nur kurz angerissen werden, welche Konsequenzen sich 
daraus für die deutsche Rüstungsindustrie ergeben. Ende 2015 veröffentlich-
te die Hans-Böckler-Stiftung (HBS) im Auftrag der IG Metall eine umfassen-
de, sehr informative Studie unter dem Titel „Perspektiven der wehrtechni-
schen Industrie in Deutschland“ (Weingarten; J.; Wilke, P.; Wulf, H. 2015). 
Darin werden auch mehrere Szenarien zur künftigen Entwicklung mit Prüfkri-
terien und Zielkonflikten diskutiert: 

• Szenario 1: Erhalt der nationalen rüstungsindustriellen Basis, 

• Szenario 2: Europäisierung der Industrie, 

• Szenario 3: Exportorientierung und Internationalisierung. 

• Szenario 4: Reduzierung rüstungsindustrieller Kapazitäten. 

Die HBS-Bewertung lautet nun, dass Szenario 2 als einziges realistisches 
Modell anzusehen ist. Während die Szenarien 1 und 4 als „nicht wahrschein-
lich bzw. nicht leicht verwirklichbar“ dargestellt werden, wird das Szenario 3 
als politisch inakzeptabel verworfen. Denn in Bezug auf Rüstungsexporte gibt 
es seit langen Jahren eindeutige Positionierungen aus den Gewerkschaften, 
prinzipiell auch seitens der IG Metall mit aufgeweichten Formulierungen. 
Ebenso gibt es zahlreiche Beschlüsse für Diversifizierung und Konversion der 
Rüstungsindustrie von Gewerkschaftstagen der IG Metall (Szenario 4). Frü-
here Aktivitäten der IG Metall werden in Anlage 1 dieser Broschüre mit einem 
Auszug aus der HBS-Studie dokumentiert. 
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Problematisch ist die mittlerweile (siehe oben) stark beschleunigte Europäi-
sierung der Rüstungsindustrie aber aus mehreren Gründen: 

Der damit einhergehende Konzentrationsprozess wird auch von der IG Metall 
befürwortet, um vermeintlich Arbeitsplätze zu sichern wie z. B. bei dem im 
Mai 2020 beschlossenen Zusammengehen der beiden Werften Lürssen und 
German Naval Yards als Marinebündnis. 

Die IG Metall bewegt sich damit im Fahrwasser von regierungsnahen Think 
Tanks wie der Stiftung „Wissenschaft und Politik“, die gleichfalls bereits 2015 
in einer Studie „Der europäische Rüstungssektor“ schrieb: „Deutschlands 
Kernfähigkeiten sind nur noch im europäischen Kontext definierbar, legiti-
mierbar und dauerhaft zu unterstützen“. 

Der Ablehnung von Rüstungsexporten in Krisenregionen durch die IG Metall 
steht gegenüber, dass der Konzentrationsprozess in der Rüstungsindustrie 
auf EU-Ebene auch einhergeht mit hohen Entwicklungskosten, durch die eine 
profitable Produktion nur mit exportbasierenden hohen Stückzahlen erreicht 
werden kann. Die EU-Rüstungsindustrie führt zur Aushebelung der in 
Deutschland vorhandenen Beschränkungen für Rüstungsexporte. Diese sind 
offiziell wesentlich strikter als z. B. in Frankreich, wenngleich der tatsächliche 
Umfang an deutschen Waffenexporten aufzeigt, dass sie lückenhaft sind. 
Nicht thematisiert wird aber in der HBS-Studie, dass das befürwortete Szena-
rio 2 (Europäisierung) zwangsläufig das als politisch inakzeptabel bewertete 
Szenario 3 (Exportorientierung) nach sich zieht. 

Leider wird die Herausbildung einer EU-Rüstungsindustrie noch immer pro-
pagandistisch als Effizienzverbesserung gegenüber national isolierten Be-
schaffungsprogrammen dargestellt. Das erscheint zwar auf den ersten Blick 
plausibel, erweist sich aber angesichts der faktischen Kostensprünge bei 
neuen Rüstungsvorhaben als nicht zutreffend. Den theoretisch möglichen 
Einsparungen im Beschaffungsprozess stehen erheblich größere Kosten ge-
genüber, die durch neue „Fähigkeitsprofile“ von Waffensystemen angestrebt 
werden. Außen vor bleibt leider auch, dass selbst bei der „Europäisierung“ 
von Rüstungsforschung und -entwicklung seitens der deutschen Politik keine 
wirklich gemeinschaftliche, solidarische Arbeitsteilung angestrebt wird, son-
dern ein Ausbau der eigenen wirtschaftlichen Vormachtstellung innerhalb der 
EU (siehe Kap. 1.4.). 

 

1.7. Fazit 

Der militärisch-industrielle Komplex kann mit folgenden Merkmalen definiert 
werden, wobei natürlich die USA ein Alleinstellungsmerkmal aufweisen, das 
jedoch prinzipiell übertragbar ist auf andere Länder: 
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• (fast) nur staatlicher Nachfrage und privatwirtschaftliche Rüstungsindust-
rie; 

• enge personelle Verflechtung zwischen Politik und Rüstungsindustrie, vor 
allem durch personelle Rotationen, was man auch als Drehtüreffekt be-
zeichnet*, aber auch durch ein starkes Aufgebot an direkt bezahlten Lob-
byisten; 

• staatliche Förderung der Rüstungsindustrie durch Definition von strate-
gisch wichtigen Schlüsseltechnologien, die vor allem militärisch relevant 
sind; 

• intransparente Vergabe von Aufträgen für militärisch indizierte Forschung 
und Entwicklung sowie Beschaffung von militärischen Großgeräten; 

• politisch motivierte Entscheidungen bei den Beschaffungen, die nicht unter 
Wettbewerbsbedingungen erfolgen, sondern mehr oder weniger offen der 
Industrieförderung gelten; 

• staatliche Förderung von Rüstungsexporten, die sowohl als Instrument 
geopolitischer Einflussnahme als auch der Industrieförderung dienen kön-
nen. 

Die Hauptkritik gegen die weitere Aufrüstung richtet sich natürlich völlig zu 
recht gegen die Militarisierung der Außenpolitik und die Rüstungsprojekte des 
BMVg, jedoch immer noch zu wenig gegen den militärisch-industriellen Ge-
samtkomplex, bei dem vor allem das Wirtschaftsministerium als verlängerter 
Arm der Großindustrie eine zentrale Rolle spielt. 

 

                                                      
 
* Der Begriff „revolving door“ bezeichnet, dass PolitikerInnen oder MitarbeiterInnen in Ministerien aus ihrem 

Mandat bzw. Amt zu Unternehmen der Wirtschaft oder zu deren Interessenverbänden wechseln und dann 
als Lobbyisten ihren Nachfolgern im Amt gegenübersitzen. 
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2. Strukturen und Handlungsebenen 

2.1. Übersicht zur deutschen Rüstungsindustrie 

Eine qualifizierte Darstellung der Arbeitsplatzrelevanz findet sich in der von 
der IG Metall herausgegebenen „Arbeitshilfe für Betriebsräte bei Diversifikati-
onsprojekten“ (Weingarten, J.; Wilke, P. 2017). Darin heißt es: 

„Die Wehrindustrie ist, was Umsatz, Wertschöpfung und Beschäftigung be-
trifft, eine kleinere Branche. In Deutschland sind rund 90 000 bis 100 000 Ar-
beitsplätze bei Systemanbietern und Zulieferunternehmen direkt von Aufträ-
gen der Bundeswehr und vom Rüstungsexport abhängig. Eine vom Bundes-
verband der Deutschen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie (BDSV) in 
Auftrag gegebene Studie kommt auf insgesamt 273 000 direkte und indirekte 
Arbeitsplätze. Sie enthält aber alle Beschäftigten in der Verteidigungs- und 
Sicherheitsindustrie (also auch die Hersteller von ziviler Sicherheitstechnik), 
und es werden Multiplikatoreffekte bei Zulieferunternehmen mitgezählt.“ 

Wie auch in anderen Branchen (z. B. Autoindustrie) ist diese Zahl aufgrund 
automatisierter Fertigung in den letzten Jahrzehnten erheblich gesunken. 

Die Bewertung der wirtschaftlichen Relevanz der Rüstungsindustrie ist nicht 
einfach, bedingt durch die zunehmende Verflechtung als übergreifender 
Komplex von „Sicherheits- und Verteidigungsindustrie“. 

Die im Kap. 1. bereits genannte HBS-Studie im Auftrag der IG Metall aus 
dem Jahr 2015 quantifiziert auch die wirtschaftliche Relevanz der Rüstungs-
industrie in Deutschland* (Weingarten, J.; Wilke, P.; Wulf, H. 2015). Unter 
Bezug auf umfangreiche Listen und Aufstellungen von Unternehmen, die 
Rüstungsgüter produzieren bzw. Auftragnehmer der Bundeswehr sind, wer-
den in der HBS-Studie 94 Unternehmen tabellarisch aufgelistet, die mindes-
tens 10 Mio. Euro jährlichen Umsatz mit erkennbar großem Rüstungsanteil 
oder dauerhaften Umsätzen im militärischen Bereich generieren. Mit den 
wichtigsten Zulieferern summiert sich die Zahl danach auf ca. 300 bis 
400 Unternehmen. Das BMVg selbst listet aktuell (Stand Juni 2020) insge-
samt 1380 Unternehmen, die „zum wehrtechnischen Mittelstand“ gezählt 
werden. 

Wichtiger ist aber gemäß der HBS-Studie, dass die sechs größten deutschen 
Rüstungsunternehmen mit ca. 30 000 Beschäftigten fast ein Drittel der Rüs-
tungsbeschäftigten stellen. 

                                                      
 
* Die Liste ist nicht mehr aktuell, vor allem durch die zwischenzeitlich erfolgte Konsolidierung der Rüstungs-

branche und geänderten Eigentümerstrukturen. 
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Während man generell im Maschinenbau, Fahrzeugbau und der Chemiein-
dustrie von einem insgesamt niedrigen Anteil der Rüstungsproduktion ausge-
hen kann, der unter 2 % liegen dürfte, sind es hingegen in der Luft- und 
Raumfahrtindustrie etwa 50 % der Beschäftigten, die diesem Segment zuge-
ordnet werden müssen. Ebenso ist der Anteil von Rüstungsprojekten im 
Schiffbau etwa 25 %. 

 

2.1.1. Bundeswehr-Aufrüstung 

Im Halbjahreszyklus erfolgt seit 2014 ein „Bericht des Bundesministeriums 
der Verteidigung zu Rüstungsangelegenheiten“. Dieser besteht jeweils aus 
einem „offenen“ Teil 1 und einem Teil 2, der mit „VS - Nur für den Dienst-
gebrauch“ eingestuft ist. (BMVg 2020). 

Die für „Rüstungsangelegenheiten“ relevanten Daten aus dem Bundeshaus-
halt 2019 (Ausgaben zum Stichtag 31.12.2019) sind: 

• Militärische Beschaffungen: 5,96 Mrd. Euro, 

• Materialerhaltung: 4,16 Mrd. Euro, 

• Forschung, Entwicklung und Erprobung: 1,24 Mrd. Euro, 

• Betreiberlösungen: 2,65 Mrd. Euro. 

Als „Betreiberlösungen“ sind Outsourcing-Lösungen als Inhouse-
Gesellschaften (der Bund hält 100 % der Gesellschaftsanteile) und Koopera-
tionen mit der Industrie zusammengefasst. Beispielsweise ist das der Fall 
beim Fuhrparkmanagement und der Heeresinstandsetzungslogistik. Für die 
militärischen Beschaffungen verzeichnet der Haushalt 2020 einen besonders 
kräftigen Sprung von 5,96 auf 7 Mrd. Euro. 

Aufschlussreich ist, dass bei den Einzeldarstellungen der geplanten Waffen-
systeme auch „rüstungswirtschaftliche Aspekte und Entwicklungen“ fester 
Bestandteil der politischen Bewertung sind. So heißt es z. B. zur Eurodrohne, 
die ab 2028 eingeführt werden soll: „Der Erfolg dieses Projektes legt damit 
auch den Grundstein für eine prominente rüstungspolitische Positionierung 
der deutschen Industrie in zukünftigen Rüstungskooperationen. Die Entwick-
lung und Herstellung der EURODROHNE wird einen wesentlichen Beitrag zur 
Auslastung nationaler rüstungswirtschaftlicher Ingenieurs- und Fertigungska-
pazitäten in diesem Technologiesegment leisten.“ 
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2.1.2. Dual-Use-Produkte 

Dual Use heißt, dass Produkte und Software sowohl beim Militär als auch in 
der zivilen Wirtschaft einsetzbar sind. Diese zweigleisige Verwertbarkeit um-
fasst alle Bereiche von der Forschung bis hin zur Produktnutzung. 

 

Tab. 1: Die größten deutschen Rüstungsunternehmen (IMI 2020). 

Firmenname Standorte in Deutschland Produkte 
Umsatz 
2018 [€] 

Airbus Group De-
fence and Space 

Manching (Zentrale), Mün-
chen/Ottobrunn, Ulm, Do-
nauwörth, Friedrichshafen, 
Hamburg, Bremen, Stade 

Eurofighter, Airbus A 400M, 
Drohnen 

13,1 

Rheinmetall Düsseldorf (Zentrale), Kas-
sel, Unterlüß in Nieder-
sachsen (Testgelände) 

Panzer, Waffen und Muniti-
on 

3,8 

Krauss-Maffei 
Wegmann (KNDS) 

München (Zentrale KMW), 
Hamburg, Kassel, Kon-
stanz, Freisen, Remscheid 

Panzer (z. B. Leopard 2), 
fernbedienbare und me-
chanische Waffenstationen 

2,6 

ThyssenKrupp Ma-
rine Systems 
(TKMS) 

Kiel (Zentrale), Hamburg, 
Emden 

Marineschiffe und U-Boote 1,5 

Hensoldt Taufkirchen, Ulm, Immen-
staad, Oberkochen, Pforz-
heim 

Sensortechnologie (z. B. 
neues Radarsystem für Eu-
rofighter) 

1,3 

Diehl Defense Überlingen (Zentrale) Lenkflugkörper, Munition, 
Panzerketten, Fahrzeugin-
standsetzung 

0,6 

MTU Aero Engines München, Hannover, Bran-
denburg 

militärische Triebwerke 
(z. B. für Eurofighter) 

0,5 

 

In der (Grundlagen-)Forschung betrifft dieses Thema in den letzten Jahren 
vor allem die Digitalisierung mit dem Schwerpunkt künstliche Intelligenz (sie-
he auch die im Kap. 1. bereits erfolgte Ausführungen über „nationale Schlüs-
seltechnologien“). Bei diesen Technologien ist für Wissenschaftler oft nur an-
hand der Auftraggeber bzw. Geldgeber erkennbar, dass die Forschungser-
gebnisse militärisch genutzt werden sollen. Bei der Produktion und Nutzung 
muss man zwei sehr unterschiedliche Ebenen unterscheiden: 

1. Viele klassische Rüstungsgüter können mehr oder weniger auch zivil ein-
gesetzt werden, z. B. Kampfhubschrauber für den Transport von Sandsä-
cken bei Hochwasserfluten oder zur Waldbrandbekämpfung mit Lösch-
wasserbehältern. Allerdings heißt das keineswegs, dass sie auch für zivile 
Zwecke optimal einsetzbar sind (siehe dazu auch Kap. 2.3. über nützliche 
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Ressourcen der Bundeswehr). Beispielsweise verfügt die Bundeswehr 
auch über einen speziellen Minenräumpanzer (Typ Keiler), der jedoch ex-
plizit nur zur Minenräumung auf vorgesehenen Wegstrecken zwecks Un-
terstützung militärischer Einsätze und nicht dafür konzipiert ist, Explosiv-
material im Rahmen von humanitären Einsätzen unschädlich zu machen. 

2. Insbesondere beim Export von Kleinwaffen werden Anträge zur Ausfuhr-
genehmigung, die über den Bundessicherheitsrat und das Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) abgewickelt werden müssen, als 
zivil für den Einsatz bei Polizeikräften deklariert. Dieses betraf in der jüngs-
ten Vergangenheit vor allem Exporte nach Mexiko und Kolumbien durch 
die Unternehmen Heckler & Koch, SIG Sauer und CARL WAL-
THER.(BT 2020a). Hierbei geht es wiederum um zwei unterschiedliche 
Kriterien, nämlich einmal um den tatsächlichen Endverbleib und zum an-
deren um paramilitärische Nutzung durch Polizeikräfte. 

Erwähnt werden muss auch, dass aktuell von Dual-Use-Produkten vor allem 
dann die Rede ist, wenn ein umfassender Wirtschaftsboykott gegen bestimm-
te Länder auch zivile Bedarfsgüter beinhaltet, denen man Dual-Use-
Eigenschaften zuschreibt. 

 

2.1.3. Deutsche Waffenexporte 

Die Bundesregierung behauptet seit Jahren, eine restriktive Exportkontrolle 
zu verfolgen. Allerdings weist der entsprechende Rüstungsexportbericht der 
Bundesregierung für das Jahr 2019 genehmigte Ausfuhren in Höhe von über 
8 Mrd. Euro aus, mehr denn je zuvor, seit Beginn der Publikation von Export-
berichten im Jahr 1999 (BMWi 2020). Außerdem ist die Exportstatistik inso-
fern lückenhaft, weil mittlerweile einige deutsche Firmen die Probleme einer 
Exportgenehmigung dadurch umgehen, dass sie ihre Produktionsstätten in 
die Zielländer verlagern. 

Aus den Rüstungsexportberichten ist zu entnehmen, dass sich die Ausfuhr-
positionen auf sehr unterschiedliche Bereiche erstrecken (Abb. 6), bei denen 
neben Konzernen auch mittelständische Unternehmen stark präsent sind. Vor 
allem die Firma Heckler & Koch gilt als weltweit führender Hersteller von 
Kleinwaffen. Der Export solcher Erzeugnisse ist besonders umstritten, weil an 
Schusswaffenverletzungen außergewöhnlich viele Menschen sterben – jähr-
lich mehr als eine Viertelmillion. 

Bei zweien der drei Top-Empfänger deutscher Rüstungsgüter handelt es sich 
um Staaten, in denen Militärs die Regierung kontrollieren und Proteste von 
Oppositionellen teils blutig niederschlagen - Algerien und Ägypten: Beide sind 
traditionell gute Kunden deutscher Rüstungsfirmen. Rüstungskäufe im Wert 
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von über einer Viertelmilliarde Euro hat die Bundesrepublik zudem den Ver-
einigten Arabischen Emiraten genehmigt, die nicht nur im Jemen Krieg füh-
ren, sondern auch den Libyenkrieg mit umfangreichen Waffenlieferungen be-
feuern. 

 

Abb. 6: Anteil der wichtigsten Positionen der Ausfuhrlisten (BMWi 2020). 

 

2.2. Militarisierung der Wissenschaft 

2.2.1. Schlüsseltechnologien und Dual-Use 

Die Ausgaben für die Forschung zur Neuentwicklung von Waffen durch das 
BMVg wurden in den letzten Jahren erheblich gesteigert, was sich aus dem 
2018 abgeschlossenen Koalitionsvertrag zwischen CDU/CSU und SPD er-
gibt, in dem von der konsequenten Digitalisierung der Bundeswehr die Rede 
ist. Wie bereits im Kap. 1.4. dargestellt, wird dieses Wachstum durch die ak-
tuelle Sicherheits- und Verteidigungsstrategie des BMWi verstärkt, die als na-
tionale Schlüsseltechnologien u. a. definiert: 

• Sensorik, 

• künstliche Intelligenz, 

• sicherheitsrelevante IT- und Kommunikationstechnologien, 

• elektronische Kampfführung, 
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• vernetzte Operationsführung/Krypto. 

Mit Ausnahme der beiden letzten Punkte sind die genannten Schlüsseltech-
nologien nicht unbedingt als militärisch zu identifizieren. Die erstgenannten 
Punkte sind jedoch grundlegend für eine automatisierte Kriegsführung bzw. 
roboterisierte Kampfmaschinen, an denen ungeachtet aller ethischen Beden-
ken auch die Bundesregierung als Option festhält. Die Antwort auf eine Klei-
ne Anfrage der Fraktion DIE LINKE im Bundestag zur Ächtung autonomer 
Waffen vom 28.5.2020 (BT 2020) ergab zwar einerseits, dass verbal solche 
Waffensysteme abgelehnt werden, die gänzlich der menschlichen Kontrolle 
beim Einsatz tödlicher Gewalt entzogen sind. Andererseits wurde aber nur 
schwammig beantwortet, warum sich die Bundesregierung nicht innerhalb der 
UNO zur Forderung nach einem multilateralen Verbotsantrag bekannt hat 
(AA 2020). 

 

2.2.2. Militärische Forschung an Hochschulen 

Die Universitäten der Bundeswehr in München und Hamburg reichen nicht 
aus, um alle Forschungswünsche des BMVg zu erfüllen. Deshalb wird an et-
wa 40 weiteren Standorten für die Bundeswehr geforscht. Militärische For-
schung wird aber auch durch EU-Projekte initiiert, da sie angesichts der seit 
2016 forcierten Militarisierung mit PESCO zunehmend relevant ist, was hier-
bei explizit (auch) als Industrieförderung ausgewiesen wird. Militärische For-
schungsaufträge werden zudem auch vom Pentagon in Deutschland platziert. 

Inwieweit Forschungen zur künstlichen Intelligenz und Sensorik eine militäri-
sche Zielsetzung haben bzw. als Dual-Use-Forschung anzusehen sind, kann 
deshalb nur anhand der Auftraggeber ermittelt werden, was sich jedoch bei 
der intransparenten Drittmittelfinanzierung der Hochschulen zunehmend als 
schwierig erweist. 

Relevant ist in diesem Kontext auch die zivile Sicherheitsforschung, wozu 
nicht nur technische Systeme, sondern auch Methoden zur Risiko- und Ge-
fahrenanalyse gehören. Inwieweit diese auch einen militärischen Einschlag 
haben, ist letztlich abhängig davon, ob ähnlich wie bei militärischer For-
schung auch Geheimhaltungsvorschriften angewendet werden. 

Die Fraktion DIE LINKE im Bundestag erkundigt sich regelmäßig in Form von 
Kleinen Anfragen nach militärischer Forschung an öffentlichen Hochschulen 
und außerhochschulischen Forschungseinrichtungen. Bereits 2010 tauchten 
dabei bei den Antworten auf eine entsprechende Kleine Anfrage (BT 2010) 
Geheimhaltungsvermerke auf („VS – Nur für den Dienstgebrauch“). Bei der 
letzten Auskunft dieser Art vom September 2019 (BT 2019a) wird neben der 
üblichen Geheimhaltung immerhin auf entsprechende Forschung des Deut-
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schen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR) an verschiedenen Standorten 
und die Kooperation mit Rüstungsfirmen verwiesen. Letzteres ist aber sowie-
so kein Geheimnis, da man dieses aus vorhandenen Fördermitgliedschaften 
der DLR ableiten kann. Ohnehin sind eingetragene Vereine ein gängiges 
Konstrukt, um militärische Forschungskooperationen auf intransparente Wei-
se zu bewerkstelligen. Ein Beispiel dafür ist die Munic Aerospace e.V. 

 

2.2.3. Zivilklauseln an Hochschulen 

An zahlreichen Hochschulen existieren, teilweise bereits seit langen Jahren, 
sogenannte Zivilklauseln. Die erste Zivilklausel wurde 1980 an der Universität 
Bremen beschlossen, mit der „jede Beteiligung von Wissenschaft und For-
schung mit militärischer Nutzung oder Zielstellung“ abgelehnt wird. 

2011 wurde die Initiative „Hochschulen für den Frieden – Ja zur Zivilklausel“ 
als Bündnis von Studierenden, Wissenschaftlern, Gewerkschaften und Frie-
densorganisationen gegründet. 

In zwei Bundesländern hat es die Zivilklausel bis ins Hochschulgesetz ge-
schafft. In NRW wurde 2014 durch die rot-grüne Landesregierung die Zivil-
klausel in das Hochschulgesetz aufgenommen. Sie lautete: 

„Die Hochschulen entwickeln ihren Beitrag zu einer nachhaltigen, friedlichen 
und demokratischen Welt. Sie sind friedlichen Zielen verpflichtet und kommen 
ihrer besonderen Verantwortung für eine nachhaltige Entwicklung nach innen 
und außen nach. Das Nähere zur Umsetzung dieses Auftrags regelt die 
Grundordnung.“ (LabourNet Germany 2020) 

2019 wurde dieser Passus – trotz heftiger Proteste – von der schwarz-gelben 
Landesregierung wieder abgeschafft. Auch in Niedersachsen war von 1993 
bis 2002 die Zivilklausel im Hochschulgesetz enthalten. Freilich gibt es mitt-
lerweile zahlreiche Beispiele für militärische Forschungen an Hochschulen 
trotz bestehender Zivilklausel, wie z. B.: 

• Bremen (Militärsatelliten), 

• Göttingen (Kampfstoffzersetzung), 

• Konstanz (Aufträge vom BMVg), 

• Rostock (Seeminenräumung), 

• Ilmenau (Grundlagenforschung für die US-Army), 

• Oldenburg (Aufträge vom US-Verteidigungsministerium), 

• Osnabrück (Hirnaktivitäten von Soldaten im Einsatz). 
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2.3. Zivil-militärische Zusammenarbeit im Inland 

Entstanden ist die zivil-militärische Zusammenarbeit (engl. civil-military co-
operation - CIMIC) offiziell für drei Aufgabenfelder, die Planungen, Vereinba-
rungen, Maßnahmen, Kräfte und Mittel erfordern: Landesverteidigung, Gefah-
renabwehr (in Katastrophenfällen) und militärische Auslandseinsätze (BBK 
o. J.). Vordergründig geht es dabei um reale Bedrohungsszenarien wie z. B. 
bei Waldbränden oder Hochwasser, wo alle Ressourcen staatlicher und 
nichtstaatlicher Behörden und Organisationen mobilisiert werden müssen. 
Dazu gehören auch Einsätze von Militärs. 

 

2.3.1. Nützliche Ressourcen der Bundeswehr 

Prinzipiell kann sich auch die Bundeswehr als „nützliche“ Institution darstel-
len. So heißt es in einem Flyer des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe: „CIMIC hat zum Ziel, so die Akzeptanz militärischer Ein-
sätze bei der Bevölkerung zu erhöhen und hierdurch einen Beitrag im Kon-
zept der vernetzten Sicherheit zu leisten.“ (BBK 2017) Fünf Standorte der 
Bundeswehr gelten als Spezialstützpunkte mit Pioniergerätschaften (Stich-
worte: Hochwasser, Waldbrände). An dreizehn Sanitätsunterstützungszent-
ren wird sanitätsdienstliche und medizintechnische Ausrüstung vorgehalten 
(Wikipedia 2020d). Hinzu kommt ein Standort zur ABC-Abwehr (gegen ato-
maren, biologischen und chemischen Waffeneinsatz) (Wikipedia 2020j). 

Eine bei Naturkatastrophen nutzbare militärische Ausrüstung kann von fol-
genden Truppengattungen der Bundeswehr eingebracht werden: 

• Pioniertruppen, die die Beweglichkeit der eigenen Truppe unterstützen 
sollen, z. B. mit Behelfsbrücken über Gewässern, können auch proviso-
risch Straßenschäden als Folge von Überflutungen beseitigen. 

• Militärische Transporthubschrauber können auch für Luftrettungsdiens-
te bei Überflutungen eingesetzt werden. Während in der zivilen Luftfahrt in 
den letzten vier Jahren jeweils etwa 730 Hubschrauber zugelassen waren, 
sind für die Bundeswehr 2019 insgesamt 1865 Hubschrauber verschiede-
ner Typen registriert. 

• Militärische Transportflugzeuge können für zivile Hilfslieferungen einge-
setzt werden, was jedoch mehr für weltweite Einsätze gilt. 

Unstrittig ist, dass bei Naturkatastrophen im Inneren, vor allem bei Überflu-
tungen, die eigenen militärischen Ressourcen sinnvoll zum Einsatz kommen 
können. In Westdeutschland gibt es bereits aus den Anfangsjahren der Bun-
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deswehr das heute noch zitierte Beispiel aus dem Jahr 1962: Bei der großen 
Flutkatastrophe in Hamburg veranlasste der damalige Innensenator und spä-
tere Bundeskanzler Helmut Schmidt, dass Bundeswehrsoldaten für den Ka-
tastropheneinsatz herangezogen wurden. Dieses erfolgte, obwohl Helmut 
Schmidt überhaupt keine Legitimation dafür besaß. Demgemäß wurde sein 
Verhalten zwar hinterher gerügt, jedoch gleichzeitig bundesweit anerkannt, 
dass er mit seinem hemdsärmeligen Verhalten Schlimmeres verhindern 
konnte. 

Auch in der DDR leistete die Nationale Volksarmee unschätzbare Unterstüt-
zung bei Wetterkatastrophen und im Winter, z. B. bei der Sicherung der 
Energieerzeugung durch Hilfe in den Braunkohletagebauen. 

Der personell größte Katastropheneinsatz der Bundeswehr nach der Wende 
erfolgte 1997 beim Oder-Hochwasser. Damals waren bis zu 10 000 Bundes-
wehrsoldaten gleichzeitig und insgesamt ca. 30 000 im Einsatz. (Die damali-
ge Gesamtpersonalstärke der Bundeswehr betrug ca. 350 000.) 

Die Leistung der Bundeswehr bei dem Oder-Hochwasser 1997 bestand vor 
allem in dem engagierten Arbeitseinsatz der Bundeswehrsoldaten, um die 
Flutwelle in Brandenburg abzuschotten, was sich als recht erfolgreich erwies. 
3000 Fahrzeuge und Spezialmaschinen kamen zum Einsatz. Mit 
50 Hubschraubern wurden 2000 Personen befördert und 3500 Tonnen Mate-
rial transportiert, u. a. Sandsäcke. 

Ein weiterer großer Bundeswehreinsatz erfolgte 2002 bei dem Elbe-
Hochwasser in Sachsen und Sachsen-Anhalt, das zur Zerstörung von 740 km 
Straßen und 538 km Schienenstrecken sowie von 180 Brücken führte. 

 

2.3.2. Tatsächliche Ressourcen und Propaganda 

Während der Corona-Krise im Frühjahr 2020 versuchte sich die Bundeswehr 
als Krisenhelfer darzustellen. Praktische Bedeutung erlangte das aber nur in 
einer neu aufgelegten, teuren Werbekampagne für Rekruten mit einer You-
Tube-Videoserie „Einsatz gegen Corona“. Was nach außen hin in den Wo-
chen des Corona-Lockdowns kommuniziert wurde, war der Hinweis auf 
15 000 einsatzbereite Soldaten. 

Wie die Tageszeitung Neues Deutschland am 11.5.2020 berichtete, gab es 
lediglich einige Hundert Anfragen und die Durchführung kleineren Hilfsmaß-
nahmen: „Dazu zählen bisher Unterstützungsleistungen, die vom Einkauf im 
Supermarkt in Wilhelmshaven bis zur Abfertigung eines Frachtflugzeugs mit 
gelieferten Schutzmasken reichen. Streng genommen also Lieferdienstleis-
tungen, wie sie sonst von DHL, Lieferando oder den freundlichen Nachbarn 
von nebenan geleistet werden, sieht man von Spezialfähigkeiten wie der Pro-
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grammierung und Bereitstellung von digitalen Funkgeräten ab.“ (Lücking, D. 
2020) 

 

2.3.3. Strukturen für zivile Sicherheit 

Für die Gesamtorganisation solcher Szenarien ist seit 2004 das Bundesamt 
für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) beim Bundesinnenmi-
nisterium (BMI) zuständig. Vorläuferorganisationen waren in Westdeutsch-
land u. a. das Bundesamt für Zivilschutz, das noch einen engen militärischen 
Bezug hatte, z. B. mit Kriegsszenarien wie dem Luftschutz. Die operative Zu-
ständigkeit liegt aber seit den Anfängen der ehemaligen Bundesrepublik 
Deutschland beim Technischen Hilfswerk (THW). In der DDR wurde der Ka-
tastrophenschutz im Rahmen der Zivilverteidigung (ZV), die für die nichtmili-
tärischen Aspekte der Sicherheit und Versorgung verantwortlich zeichnete, 
organisiert. 

Bis 1990 wurde das THW vor allem als zivile Ergänzung der Bundeswehr an-
gesehen, d. h. für den Zivilschutz im Kriegsfall. Danach erfolgte eine schritt-
weise Umstrukturierung auf Katastrophenhilfe. Sitz der THW-Leitung ist 
Bonn-Lengsdorf in einer gemeinsamen Liegenschaft mit dem BBK. 

Das THW hat heute bundesweit ca. 1200 hauptamtliche Mitarbeiter und ins-
gesamt fast 80 000 ehrenamtliche Mitarbeiter, die größtenteils als Einsatz-
kräfte zur Verfügung stehen. Einige Einheiten sind auch oder sogar speziell 
für Auslandseinsätze eingerichtet, z. B. für die notfallmäßige Wasserversor-
gung durch Wasseraufbereitung (Wikipedia 2020f). 

Das bereits genannte Oder-Hochwasser 1997 führte zu 54 Einsatztagen mit 
7200 THW-Einsatzkräften aus 392 Ortsverbänden. Der bisher größte Einsatz 
war das Elbe-Hochwasser 2002 mit 24 000 Einsatzkräften. 

Als Ressource der Bundeswehr für eine zivil-militärische Zusammenarbeit im 
Inneren wären noch die Sanitätsdienste der Bundeswehr zu nennen. Diese 
haben eine Gesamtpersonalstärke von fast 20 000, was relevant sein kann, 
wenn wie z. B. bei der Corona-Krise 2020 das zivile Gesundheitswesen an 
Belastungsgrenzen kommt. Deutschlandweit bestehen derzeit fünf Bundes-
wehrkrankenhäuser, die vom Sanitätsdienst der Bundeswehr betrieben wer-
den und prinzipiell auch Zivilisten offen stehen (Wikipedia 2020). Nur am 
Rande sei hier erwähnt, dass nach dem Ende des Kalten Krieges zahlreiche 
Krankenhäuser stillgelegt wurden, darunter auch 22 voll ausgestattete Kran-
kenhäuser in unterirdischen Bunkeranlagen. Insgesamt bestanden sogar 
(nach unterschiedlichen Quellenangaben) ca. 200 Hilfskrankenhäuser (Wiki-
pedia 2020c). Das heißt: Vorhaltungen zur stationären Versorgung von Not-
fallpatienten waren im Kalten Krieg mit relativ hohem Aufwand eingeplant, 
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wurden aber in den letzten Jahrzehnten sukzessive abgebaut, auch vor dem 
Hintergrund der privatwirtschaftlichen und profitorientierten Ausrichtung vor 
allem in der Krankenhausversorgung. 

 

2.3.4. Problematische Strukturen und Vernetzungen 

Als höchst problematische Ressource ist die Bundeswehr hingegen als Un-
terstützung der Polizei durch Militärpolizisten (Feldjäger) als „Ordnungs-
dienste“ und zum Schutz kritischer Infrastrukturen anzusehen. Dazu schrieb 
der Menschenrechtsanwalt Rolf Gössner anlässlich der Corona-
Notverordnungen: „Doch polizeiähnliche Exekutivbefugnisse des Militärs im 
Inland sind verfassungsrechtlich höchst umstritten, da Polizei und Militär, ihre 
Aufgaben und Befugnisse strikt zu trennen sind - eine wichtige Lehre aus der 
deutschen Geschichte. Die Bundeswehr darf nicht zur nationalen Sicherheits-
reserve im Inland werden, schon gar nicht mit hoheitlichen Kompetenzen und 
militärischen Mitteln. Soldaten sind keine Hilfspolizisten, sie sind nicht für po-
lizeiliche Aufgaben nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, sondern 
zum Kriegführen ausgebildet und mit Kriegswaffen ausgerüstet; und sie sind 
auch nicht dafür da, real existierende personelle Defizite der Polizei aus-
zugleichen.“ (Gössner, R. 2020) 

Generell müssten für fest konzipierte zivil-militärische Zusammenarbeit im In-
neren Risikoanalysen eingefordert werden, die von Behörden wie z. B. dem 
BBK auch in planerische Szenarien umgesetzt und praktisch erprobt werden. 
Das entspräche den Prinzipien des Militärs, das regelmäßig in Manövern und 
Stabsübungen (fiktive) Szenarien zugrunde legt, um damit Schwachstellen 
der eigenen Fähigkeitsprofile zu ermitteln zwecks daraus sich ergebender 
Optimierungen. 

Ende 2012 gab es eine umfassende Risikoanalyse des Bundesinnenministe-
riums zum Bevölkerungsschutz, wo es als Fazit heißt: 

„Die auf Ebene des Bundes etablierten Strukturen und Verfahren haben sich 
bei der Durchführung der ersten beiden Risikoanalysen ,Extremes Schmelz-
hochwasser aus den Mittelgebirgen’ und ,Pandemie durch Virus Modi-SARS’ 
in der Praxis bewährt. Dies gilt insbesondere für den interdisziplinären Ansatz 
und die Bündelung vielfältiger Fachkompetenz durch die Mitwirkung zahlrei-
cher Bundesbehörden.“ (BT 2013) 

Die Vorgehensweise der Bundesregierung gegen die Corona-Pandemie im 
Frühjahr 2020 hat nun aber gezeigt, dass die o. g. Vorbereitungen auf ein  
solches Szenario nicht erfolgt sind. In dem 88 Seiten umfassenden Bericht 
wird auch auf die Rolle der Bundeswehr bei Hochwasserkatastrophen einge-
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gangen: „Einheiten der Bundeswehr kommen unterstützend, aber in großem 
Umfang, zum Einsatz.“ 

Neben den o. g. Katastrophenszenarien spielen, wie zunehmend auch in an-
deren Ländern, Waldbrände in Deutschland eine wachsende Rolle. Diese 
fordern eine anspruchsvolle technische Ausrüstung, z. B. mit Aufklärungs-
drohnen, Löschwasserbehältern an Hubschraubern und Löschflugzeugen. 
Für Letzteres wird aber in Deutschland bisher kein Bedarf gesehen, wie in ei-
nem Bericht des Innenministeriums des Landes Brandenburg als Analyse der 
Waldbrände 2018 festgestellt wurde. Kritisch vermerkt wurde in dem Bericht, 
dass eine vollständige Typengenehmigung (Betriebsgenehmigung) der ein-
gesetzten starren Löschwasseraußenlastbehälter durch militärische Dienst-
stellen nicht vorlag, so dass die eingesetzten Bundeswehrhubschrauber für 
den Einsatz mit diesen Löschwasserbehältern nur bedingt tauglich waren 
(MIK 2019). 

Fazit: Für Ad-hoc-Katastropheneinsätze kann das Militär zwar erhebliche 
personelle Ressourcen aufbringen, jedoch zeigen sich bereits bei der ma-
schinellen Ausrüstung die Grenzen für effiziente Einsätze. Erschwerend 
kommt hinzu, dass Katastrophenschutzpläne wie bei der Corona-Pandemie 
2020 schlichtweg nicht vorhanden sind, was für eine effiziente Logistik not-
wendig wäre. Entsprechende Szenarien bei den zuständigen Behörden sind 
jedoch seit langem dokumentiert. Diese Problematik besteht nicht nur in 
Deutschland, sondern auch in den USA, wie nachfolgend aufgezeigt wird. 

 

2.4. Zivil-militärische Zusammenarbeit international 

Vor allem in den nuller Jahren wurden CIMIC-Konzepte seitens der deut-
schen Politik speziell vor dem Hintergrund des Afghanistan-Einsatzes der 
Bundeswehr forciert. In einer kritischen Analyse aus dem Jahr 2006 von Pe-
ter Runge heißt es dazu als Fazit: 

„Das Militär kann bei Naturkatastrophen zwar subsidiär humanitäre Hilfeleis-
tungen erbringen oder logistische Unterstützung leisten, wenn aufgrund des 
Umfangs oder der besonderen Umstände der Katastrophe zivile Hilfsorgani-
sationen nicht allein oder schnell genug Hilfsmaßnahmen auf den Weg brin-
gen können wie bei der Tsunamikatastrophe Ende 2004. Streitkräfte sollten 
aber auf keinen Fall in politischen Krisenregionen im Bereich der humanitären 
Hilfe tätig werden, in denen ein militärischer Auftrag den Prinzipien humanitä-
ren Handelns explizit entgegensteht.“ (Runge, P. 2006) 

Bei dieser Analyse wird vom Autor trotz seiner Kritik eingeräumt, dass der Af-
ghanistan-Einsatz der Bundeswehr (d. h. mit Stand 2006) für eine Evaluie-
rung des CIMIC-Konzeptes geeignet sei. 2010 hat MdB Christine Buchholz 



 

 

40 

(DIE LINKE) Afghanistan bereist und diesbezüglich bewertet. Ihr Fazit bestä-
tigt genau diese Kritik (Buchholz, C. 2010). Aktuell kann man auf die Antwor-
ten der Bundesregierung auf Kleine Anfragen im Bundestag zu CIMIC-
Projekten in Afghanistan verweisen, wonach bis einschließlich 2018 insge-
samt 2,3 Mrd. Euro für die entwicklungspolitische Zusammenarbeit (seitens 
des entsprechenden Bundesministeriums) ausgegeben wurden, denen ins-
gesamt 11,9 Mrd. Euro an Kosten gegenüber stehen, die durch das BMVg 
ausgewiesen wurden (BT 2019b). 

Ein weiteres interessantes CIMIC-Fallbeispiel ist Haiti. Dieses Land wurde 
seit seiner formalen Unabhängigkeit 1804 wiederholt durch militärische Inter-
ventionen der USA drangsaliert. Nach einem von den USA gesteuerten „Re-
gime change“ 2004 wurde eine von Brasilianern gestellte UN-Militärmission 
installiert, mit der aber gravierende Probleme des Landes wie z. B. eine Hun-
gerkatastrophe 2008 nicht angegangen wurden. In dieser Situation erschüt-
terte Anfang 2010 ein Erdbeben das Land. In kürzester Zeit erreichte eine 
ganze Flotte mit einem Flugzeugträger die Küste Haitis mit 
19 Hubschraubern. Praktisch innerhalb eines Tages wurden 12 000 US-
Soldaten an Land gebracht. Infolge von 200 US-Flugbewegungen pro Tag 
war der erdbebenbeschädigte Hauptstadtflughafen für die Lieferung humani-
tärer Hilfsgüter z. B. durch die UNICEF blockiert (Marischka, C. 2010). Meh-
rere Monate nach dem verheerenden Erdbeben wurde Haiti von einer weite-
ren Katastrophe erschüttert, nämlich dem Ausbruch einer Choleraepidemie. 
Erst 2016 wurde von Vertretern der UNO offiziell eingeräumt, dass die Chole-
ra durch nepalesische UN-Soldaten ins Land eingeschleppt wurde und damit 
die UNO offiziell für den Ausbruch der Cholera verantwortlich war (Wikipedia 
2020a). 

Dennoch schließen die beiden vorgenannten Fallbeispiele nicht aus, dass ein 
Militäreinsatz durchaus über subsidiäre humane Hilfeleistungen hinausgehen 
kann. Ein Beispiel dafür ist die Ebolaepidemie 2014 bis 2016 in Westafrika. In 
diesem Fall wurde das Pentagon von Präsident Obama aufgefordert, über 
das in Stuttgart ansässige AFRICOM ein militärisches Kommandozentrum in 
Liberia einzurichten. Dieser ungewöhnliche Schritt erfolgte in Ermangelung 
anderer US-Institutionen, denen Obama eine solche Herkulesaufgabe zuget-
raut hätte. Mit letztlich ca. 3000 Militärkräften wurde die logistische Unterstüt-
zung für die zivile, medizinische Unterstützung sichergestellt. Bemerkenswert 
ist hierbei, dass der eigentliche medizinische Notfalleinsatz durch 
150 kubanische Fachärzte erfolgte, die mit Spezialisierung auf Katastrophen-
schutz und Epidemiologie dort ein halbes Jahr lang im Einsatz waren 
(Peil, K.-H. 2020). 

Michael T. Klare erwähnt diesen US-Militäreinsatz in seinem Buch „All Hell 
Breaking Loose“ (Klare, M. T. 2019), wo er schildert, wie sich das Pentagon 
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auf die Bewältigung ziviler Katastropheneinsätze einrichtet, wie sie vor allem 
infolge des Klimawandels mit zunehmender Häufigkeit auftreten. Das Penta-
gon ist dabei auf mehreren Ebenen mit kaum lösbaren Problemen konfron-
tiert. Prinzipiell ist das US-Militär auf weltweite Interventionen eingerichtet und 
weniger auf kriegsähnliche Zerstörungen, wie sie durch Wirbelstürme an der 
US-Ostküste verursacht werden. Dabei ist zunehmend mit mehreren Katast-
rophen an unterschiedlichen Orten (fast) zeitgleich und mit unterschiedlichen 
Einsatzszenarien zu rechnen, vor allem Überschwemmungen, Evakuierungen 
oder die Zerstörung lebenswichtiger Infrastrukturen (Strom, Wasser, Versor-
gungswege und Transportkapazitäten). Michael T. Klare schätzt dieses - 
auch aus eigenen Gesprächen mit Pentagon-Mitarbeiten - so ein, dass diese 
Institution allein aufgrund ihrer Größe durchaus leistungsfähig für solche 
Szenarien ist, trotz der aktuellen Behinderung durch den US-Präsidenten 
Trump, der den Klimawandel in Abrede stellt und damit auch die logistische 
und organisatorische Vorbereitung auf solche Einsatzfälle. 

Als Resümee kann deshalb nur das bestätigt werden, was bereits 2006 ana-
lysiert wurde: Die zivil-militärische Zusammenarbeit ist keine Option, die 
als Rechtfertigung für das Militär als sinnvollen Zweck herhalten kann, 
auch wenn in Einzelfällen nützliche Einsätze möglich sind, was vor al-
lem bei Naturkatastrophen im Inland gilt. Eine Rolle spielt dabei auch, 
dass seinerzeit noch propagandistisch stark der „humanitäre“ Charakter von 
Militäreinsätzen betont wurde, was mittlerweile bei der Begründung von aktu-
ellen Mandatsverlängerungen für Bundeswehreinsätze im Ausland kaum 
noch eine Rolle spielt. 

 

2.5. Militärische Altlasten und Entsorgung 

Eine weitere Frage der zivil-militärischen Zusammenarbeit ist es, wie die teil-
weise gigantischen Kosten militärischer Altlasten bewältigt werden können. 
So spielt in dem o. g. Bericht des brandenburgischen Innenministeriums über 
die Waldbrände 2018 (MIK Brandenburg 2019) der Begriff „Kampfmittelver-
dachtsflächen“ eine zentrale Rolle. Das Land Brandenburg war in jüngster 
Zeit nicht nur von Waldbränden besonders betroffen, sondern weist den 
höchsten Anteil an kampfmittelbelasteten Gebieten aller Bundesländer auf. 
Dieses ist die Langzeitfolge der harten militärischen Kämpfe rund um Berlin 
gegen Ende des zweiten Weltkrieges. Durch den Kampfmittelbeseitigungs-
dienst werden allein in Brandenburg Hunderte Tonnen verschiedener 
Kampfmittel, wie zum Beispiel Spreng- und Brandbomben, Minen, Nah-
kampfmittel (z. B. Handgranaten), Granaten, Raketen und Unmengen an 
Kleinmunition (z. B. Infanteriemunition) vernichtet (Polizei Brandenburg 
2015). 
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An dieser Stelle soll eine kurze Übersicht militärischer Altlasten derart gege-
ben werden, dass mit den ökologisch notwendigen Maßnahmen auch die 
Konsequenzen von Kriegsführung und militärischen Übungen veranschaulicht 
werden. Bei der Beseitigung militärischer Altlasten geht es wegen der davon 
ausgehenden Langzeitgefahren auch um die Zukunft der menschlichen Zivili-
sation aufgrund der dramatischen Gesundheitsbelastungen für die Mensch-
heit, sowohl direkt als auch über die Nahrungskette. 

 

2.5.1. Nukleare Altlasten 

Zu den größten Menschheitsproblemen gehören die Risiken von ziviler und 
militärischer Nutzung der Kernenergie. Grundproblem ist hierbei, dass es vor 
allem für die bei der zivilen Nutzung anfallenden Brennstäbe nach wie vor 
keine Endlagerung gibt, d. h. hiermit werden von der Menschheit Ewigkeits-
lasten für den Planeten erzeugt. Besonderes pervers ist dabei, dass ein Teil 
der nuklearen Abfälle über abgereichertes Uran-238 in panzerbrechender 
Munition eingesetzt wird, was bereits zur Verseuchung mit krebserregenden 
Nanopartikeln in Kriegsregionen wie im Irak und in Serbien geführt hat. 

In allen Bereichen der Kernenergienutzung gilt: Sowohl durch die betriebliche 
Nutzung als auch bei der Entsorgung können durch Unfälle und ungeeignete 
Sicherungsmaßnahmen Umweltbelastungen entstehen. Beispiele aus der 
Vergangenheit sind Unfälle russischer U-Boote, bei denen Dutzende Atom-
sprengköpfe und U-Boot-Reaktoren ins Meer gefallen sind (Scheffran, J. 
2020). 

Ein aktuelles Problem ist das Atomgrab der USA auf den Marshall- Inseln, wo 
sich Atommüll mit Plutonium-239 aus früheren Atombombentests unter einem 
50 cm dicken Betondeckel befindet. Ende 2019 wurde publiziert, dass der Be-
tonbunker mit ca. einhundert Metern Durchmesser bereits Leckagen aufweist 
und schon 2012 Radioaktivität ausgetreten war. Durch den Klimawandel und 
damit verursachte Überschwemmungen bzw. den ansteigenden Meeresspie-
gel droht damit eine Verseuchung im Gebiet des Pazifik (Tscherrig, T. 2019). 

 

2.5.2. Entsorgung von Chemiewaffen 

Die UN-Chemiewaffenkonvention, welche seit 1997 in Kraft ist, heißt exakt 
„Übereinkommen über das Verbot der Entwicklung, Herstellung, Lagerung 
und des Einsatzes chemischer Waffen und über die Vernichtung solcher Waf-
fen (CWC)“. Damit wird der besondere Charakter von Chemiewaffen deutlich, 
deren Vernichtung extrem aufwändig ist. In Deutschland ist hierfür die bun-
deseigene „Gesellschaft zur Entsorgung chemischer Kampfstoffe und 
Rüstungs-Altlasten“ (GEKA) im niedersächsischen Munster als einzig zuge-
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lassene Stelle zuständig (Kölbel, R. 2013). Dort werden neben der Entsor-
gung von chemischen Kampfstoffen auch Laborproben von belasteten Böden 
vorgenommen. Ein Hauptproblem bei Zufallsfunden aus den beiden Weltkrie-
gen besteht darin, dass der Inhalt fast immer unklar ist, weshalb seitens der 
GEKA mittels Röntgenaufnahmen geklärt werden muss, ob es sich nur um 
konventionelle Munition handelt oder ob im Inneren eine Flüssigkeit vorhan-
den ist. Ist letzteres der Fall, muss mit hoher Wahrscheinlichkeit von chemi-
schen Kampfstoffen ausgegangen werden. In einem hermetisch abgeriegel-
ten Gebäude muss dann eine Granate maschinell ferngesteuert aufgesägt 
und die Treibladung vom chemischen Kampfstoff getrennt werden. Letzterer 
wird dann bei Flammtemperaturen von 2000 °C im Plasmaofen vernichtet. 

 

2.5.3. Entsorgung verklappter Munition 

Etwa 1,6 Millionen Tonnen Munition und chemische Waffen aus dem Zweiten 
Weltkrieg liegen immer noch auf dem Grund von Nord- und Ostsee. Nicht nur 
durch direkte Kriegshandlungen gelangten sie ins Meer. Ganze Schiffsladun-
gen mit Munition aus Beständen der Wehrmacht haben deutsche Seeleute 
auf Befehl der Alliierten nach der Kapitulation Deutschlands ins Meer gekippt. 
Das riesige Arsenal versenkter Bomben, Granaten, Minen und Torpedos er-
weist sich nun als tickende Zeitbombe (Jud, B. 2019). 

Im April 2020 wurde von dem Naturschutzverband NABU die Bergung dieser 
Munition verstärkt eingefordert (RND 2020). Hierzu sei ein breites Bündnis 
als Zusammenschluss von Bund und Ländern notwendig, um eine naturver-
trägliche Bergung der Altlasten vorzunehmen. Der Rostocker CDU-
Bundestagsabgeordnete Peter Stein wurde in dem entsprechenden Bericht 
des Redaktionsnetzwerkes Deutschland vom 18.4.2020 mit dem Satz zitiert: 

„Die Altlasten schaffen Arbeit für 100 Jahre, doch geben uns Experten wegen 
der fortschreitenden Materialkorrosion nur 20 Jahre Zeit, um Schlimmeres zu 
verhindern.“ 

Nach aktuellen Schätzungen werden hierfür 70 bis 100 Mrd. Euro veran-
schlagt. Die Beseitigung der Munitionsreste auf dem Meeresgrund dürfte 
nicht ohne größere Investitionen in spezielle Unter- und Überseefahrzeuge 
möglich sein, die mit Robotersystemen ausgerüstet werden können, was aber 
noch zu erproben ist. Hierfür wären damit auch gewaltige Investitionen in den 
Schiffbau notwendig, statt den Bau weiterer Marinekriegsschiffe zu forcieren. 
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2.5.4. Perfluorierte Chemikalien 

Während es bei den vorgenannten Problemen um Kriegsmaterial geht, so 
haben perfluorierte Chemikalien (PFC, PFT) einen völlig anderen Hinter-
grund. Diese gehören als Tenside zu einer großen Familien von Chemikalien, 
die einzigartige hydrophobe und grenzflächenaktive Eigenschaften haben. 
Als besonders stabile, industriell produzierte Chemikalien sind diese biolo-
gisch praktisch nicht abbaubar und müssen deshalb als Ewigkeitslasten für 
die Umwelt bezeichnet werden. Als eine Chemikaliengruppe dieses Spekt-
rums sind per- und polyfluorierte Alkylverbindungen (PFAS - engl.: per- and 
polyfluoroalkyl substances) in Feuerlöschschäumen zum effizienten Einsatz 
gegen Treibstoffbrände seit mehr als 50 Jahren vor allem in den USA unter 
der Bezeichnung „aqueous film forming foam“ (AFFF) im Einsatz. 

Besonders in den 70er Jahren des letzten Jahrhunderts waren diese auf den 
meisten Militärbasen, Flughäfen und Raffinerien im Einsatz. Zur Ausbildung 
von zivilen und militärischen Feuerwehrkräften bzw. Werksfeuerwehren wer-
den AFFF vor allem bei Übungsbränden eingesetzt. Während man heutzuta-
ge die benutzten Übungsflächen mit Folien gegen das Erdreich abdichtet, war 
das früher weniger oft der Fall. Im Vergleich zu altlastentypischen Schadstof-
fen wie Mineralölen sind PFC gut wasserlöslich und werden deshalb in Erd-
böden kaum sorbiert. Daraus resultiert, dass in den USA praktisch in allen 
wichtigen Trinkwasserquellen PFAS nachweisbar sind, wobei vor allem im 
Umfeld von (früheren) Militärbasen die gemessenen Werte gesundheitlich 
besorgniserregend sind. Als gesichert gilt mittlerweile, dass PFAS bei einigen 
Gesundheitsproblemen kausale Wirkungen hat. Dazu zählen hormonelle 
Veränderung und verminderte Fruchtbarkeit, ein geschwächtes Immunsystem 
und ein erhöhtes Krebsrisiko. Zwar gibt es partielle Verbote einzelner Leit-
substanzen, wie seit 2008 in Deutschland für Perfluoroktansulfonsäure 
(PFOS), jedoch bis heute keine wirkliche Substitution dieser Chemikalien (In-
formationsdienst Umwelt und Militär 2020). 

Als Antwort auf eine parlamentarische Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN aus dem Jahr 2015 gibt es eine Liste mit 22 Liegenschaften im Ei-
gentum der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) mit nachgewiese-
nen PFC-Belastungen (BT 2015). Als Eigentümerin erfüllt die Bundesanstalt 
gesetzliche Verpflichtungen zur Gefahrenabwehr. Die Liste enthält eine Zu-
ordnung von „Verdacht“ oder „bekannt“ bezüglich Kontamination (von Teilflä-
chen) mit PFC. Bei den 22 aufgeführten Liegenschaften stehen vier unter der 
Nutzung von US-Militär. Genannt werden mit der Zuordnung (Kontamination 
PFC) „bekannt“ die US-Flugplätze Ramstein, Spangdahlem und Ansbach-
Katterbach. Des Weiteren gilt der US-Truppenübungsplatz Grafenwöhr als 
Verdachtsfall. 
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2.5.5. Altlastenbeseitigung in Deutschland 

Grundsätzlich muss zunächst darauf hingewiesen werden, dass die Begriffe 
„Militärische Altlasten“ und „Rüstungsaltlasten“ in Deutschland rechtlich nicht 
definiert sind, worauf das Umweltbundesamt hingewiesen hat (UBA 2013). 
Seit 2003 hat das UBA jedoch die aktive Bearbeitung dieser Themen einge-
stellt und entsprechende Daten nicht mehr aktualisiert. 

Das BMVg unterhält im Organisationsbereich Infrastruktur, Umweltschutz und 
Dienstleistungen (IUD) mit dem Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz 
und Dienstleistungen eine Institution, die auch für Altlastenbeseitigung auf 
Bundeswehrliegenschaften zuständig ist. Entsprechende Kompetenzen wer-
den in den Nachhaltigkeitsberichten des BMVg ausgewiesen, jedoch bleibt 
unklar, bei welchen Szenarien diese tatsächlich zum Einsatz kommen. Im 
Nachhaltigkeitsbericht 2016 ist dazu ein „Phasenschema zum Altlastenpro-
gramm der Bundeswehr“ aufgeführt. Dieses hat die Form eines Organi-
grammablaufschemas, wie es bei Qualitätsmanagementsystemen nach 
ISO 9001 üblich ist. Allerdings geht aus dem entsprechenden Abschnitt 
ebenso wenig wie aus den anderen Nachhaltigkeitsberichten hervor, welche 
konkreten Aktivitäten aufgrund bestehender Altlasten an vorhandenen und 
nicht mehr benutzten militärischen Standorten erfolgen. Diese verbleiben zu-
nächst im Eigentum der Bundesanstalt für Immobilienangelegenheiten (BI-
mA). Die Beseitigung militärischer Altlasten an Standorten mit vorgesehener 
Nachnutzung erfordert dann eine komplexe Zusammenarbeit von BImA mit 
dem Neueigentümer (iin der Regel eine Kommune) und dem Regierungsprä-
sidium als Genehmigungsbehörde. Inwieweit hierbei das Bundesamt für IUD 
eingebunden wird, dürfte sich deshalb nur fallweise ergeben Unabhängig da-
von stellt diese Behörde für Liegenschaftskonversionen eine wichtige perso-
nelle Ressource dar. Auf eine Kleine Anfrage im Bundestag nach Mitarbeiter-
zahlen in Ministerien und nachgeordneten Behörden mit schwerpunktmäßiger 
Tätigkeit im Kontext „der ökologischen Dimension von Nachhaltigkeit“ wurden 
im April 2019 seitens des BMVg 435 Mitarbeiter ausgewiesen, die im wesent-
lichen beim IUD konzentriert sein dürften (Peil, K.-H. 2019). 

 

2.6. Stationäre Infrastruktur 

2.6.1. Stilllegung von Militärflächen seit 1990 

Nach 1990 erfolgte in mehreren Schüben die Stilllegung militärischer Flä-
chen, vor allem von Kasernen und Truppenübungsplätzen in Deutschland. 

Auf Basis des Zwei-plus-Vier-Vertrags zum Anschluss der DDR an die alte 
BRD (der sogenannten „deutschen Wiedervereinigung“) erfolgte bis 1994 der 
Abzug der über 500 000 sowjetischen Militärs und Angehörigen. Insgesamt 
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wurden mehr als 1100 Liegenschaften auf ca. 2500 Quadratkilometern an die 
deutschen Behörden zurückgegeben. Die gesamten Sanierungskosten wur-
den damals auf 25 Mrd. DM geschätzt. Das führte an vielen Orten auch dazu, 
dass Kommunen sich nicht in der Lage sahen, die zu erwartenden Kosten zu 
stemmen, und deshalb auf eine zivile Nachnutzung verzichteten. 

 

2.6.2. Militärisch geprägte Städte und Regionen 

Wenn ganze Standorte des Militärs geschlossen werden (sollen), sind die 
Reaktionen in der Kommunal- und Landespolitik recht unterschiedlich. In 
strukturschwachen Regionen wird das Militär eher als Wirtschaftsfaktor gese-
hen, vor allem durch zivile Dienstleistungen, die an Militärstandorten erbracht 
werden. Anders ist es in ländlichen Regionen, die bereits unter Landflucht 
leiden, wie etwa in den Bundesländern Mecklenburg-Vorpommern und Bran-
denburg, wo es schwer ist, eine sinnvolle zivile Nachnutzung zu finden und 
zu finanzieren (Vogt, R. 2018). Für größere Städte hingegen sind freiwerden-
de Flächen des Militärs meistens eine gute Möglichkeit, um Wohn- und Ge-
werbegebiete zu entwickeln, statt auf „der grünen Wiese“ mit langwierigen 
kommunalpolitischen und planerischen Vorlaufzeiten. Negative wirtschaftliche 
Auswirkungen durch den Abzug des Militärs beschränken sich in Städten mit 
vormaliger, starker Präsenz des US-Militärs meistens auf Bars und Bordelle. 

Exemplarisch festmachen lässt sich diese Ambivalenz an der Militärregion 
Kaiserslautern. Die Kampagne „Stopp Air Base Ramstein“ fordert die Schlie-
ßung der Air Base wegen deren völkerrechtswidrigen Nutzung, was auch auf 
das Ende der kompletten US Community im Großraum Kaiserslautern mit ca. 
50 000 Militärs, deren Angehörigen und zivilen US-Dienstleistern hinaus lau-
fen würde. Seitens der Landespolitik wird für die Militärregion geworben und 
die maßgeblichen Kommunalpolitiker der Gemeinde Ramstein stehen zur Air 
Base. In der Stadt Kaiserslautern werden zwar Bundesliegenschaften von der 
US Army genutzt, es wurden jedoch auch mehrere Altliegenschaften durch 
die BImA nicht für die Kommune freigegeben. Bei dem US-Großmanöver De-
fender 2020 hat sich gezeigt, dass diese Altflächen für das Militär eine will-
kommene Reservefläche sind, um eine umfangreiche Manöverlogistik abzu-
wickeln. Damit wird die kommunale Entwicklung massiv behindert. Im Kreis-
tag Kaiserslautern wurden zudem wiederholt die Umweltbelastungen durch 
den militärischen Fluglärm in der Großregion thematisiert. 

 

2.6.3. Entwicklung der militärischen Standorte 

Der Gebäudebestand der Bundeswehr verteilt sich aktuell (Stand 2020) auf 
264 Standorte mit etwa 1560 Liegenschaften. Darin werden ca. 34 000 Ge-
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bäude mit ca. 28 Mio. m² Nutzfläche geführt (BT 2019). Vermutlich beinhalten 
diese Zahlen aber erhebliche Leerstände. 

Von den beim Anschluss übernommenen ca. 2280 militärischen Liegenschaf-
ten der NVA wurden bis März 1993 über 80 % freigeräumt. Ende 1997 wur-
den davon nur noch 383 von der Bundeswehr genutzt. 1994 zogen alle sow-
jetischen Truppen ab und es wurden weitere Standorte aufgegeben. Auch die 
USA gaben in den 90er Jahren etwa 600 Liegenschaften auf. 

Bereits 2004 wurden 105 Standorte der Bundeswehr geschlossen. 2011 wur-
den erneut von den 400 Bundeswehrstandorten 31 geschlossen und 90 ver-
kleinert. Das geschah im Zusammenhang mit der Verringerung des Mann-
schaftsbestands der Bundeswehr bzw. der Aussetzung der Wehrpflicht und 
Umwandlung in eine Berufsarmee. 

Leider ist in jüngster Zeit eine Trendwende zu verzeichnen. Eine Pressemit-
teilung des BMVg vom Januar 2019 hat den Titel: „Eine wachsende Bundes-
wehr braucht Platz - Rund 600 Dienstposten und geschätzte 200 Millionen 
Euro Investitionen für acht zusätzliche Munitions- und Materiallager“. Im Text 
heißt es: „Nach fast zweieinhalb Jahrzehnten des Schrumpfens wächst die 
Bundeswehr wieder. Die sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen haben 
sich grundlegend geändert - darauf haben wir mit den Trendwenden Perso-
nal, Material und Finanzen reagiert. Mehr Personal und Material bedeuten 
auch mehr Bedarf an weiterer Infrastruktur. …. Das ist eine gute Nachricht 
vor allem für die betroffenen Regionen.“ (BMVg 2019) 

 

2.6.4. Konversionen zu Wohn- und Gewerbegebieten 

Das US-Militär hat sich in den zurückliegenden 15 bis 20 Jahren in Deutsch-
land aus den meisten bis dahin genutzten Standorten zurück gezogen. Die-
ses betrifft Städte wie Hanau, Heidelberg, Bamberg und Schweinfurt. In den 
Kasernengebieten wurde vor allem der Wohnungsbau sowohl im vorhande-
nen Gebäudebestand als auch über Neubauten vorangetrieben und so neue 
Stadtquartiere geschaffen, teilweise auch als Gewerbegebiete. Im Fall der 
Stadt Mannheim wurde jedoch zum Ärger der Kommune das große Militärge-
lände der früheren Coleman Barraks von der BImA nicht freigegeben 
(Kleiß, A. 2018). Auch hier wäre eine kommunale Nachnutzung – ähnlich wie 
in Kaiserslautern – dringend erwünscht. In diesem Fall werden aber die Alt-
flächen für die Instandsetzung von US-Panzern und weitere Logistikflächen 
reaktiviert, was vor allem bei Großmanövern wie DEFENDER 2020 relevant 
ist. 
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2.6.5. Truppenübungsplätze und Naturschutzgebiete 

Viele Truppenübungsplätze sind von Naturschutzgebieten umgeben bzw. als 
solche deklariert (Tab. 2, Abb. 7). Diese sind durch die EU-Richtlinie Natura 
2000 eindeutig definiert. Nachvollziehbar ist die Natura-2000-Klassifizierung, 
weil sich dort durch das jahrzehntelange Fehlen von landwirtschaftlicher Nut-
zung einzigartige Biotope erhalten haben. Hinzu kommen teilweise Moore 
und naturnahe Bäche sowie größere Stillgewässer. Dem gegenüber stehen 
aber massive Umweltprobleme wie Bodenerosion und Bodenverseuchung 
durch Schwermetalle und Mineralöle. Teilweise gibt es zudem Lärmbelastun-
gen durch den Übungsbetrieb bei angrenzenden Ortschaften. 

Der größte Truppenübungsplatz Deutschlands ist Bergen. Dieser liegt eben-
so wie die beiden Übungsplätze Munster-Nord und Munster-Süd in der Lüne-
burger Heide. Eine Bürgerinitiative, die eine Umwandlung von Bergen in eine 
Modellregion als UNESCO-Biosphärenreservat anstrebt, verweist darauf, 
dass die derzeit insgesamt 15 Biosphärengebiete in Deutschland jährlich 
65 Mio. Touristen anziehen und damit ca. 86 000 Arbeitsplätze schaffen (Ini-
tiative Biosphärengebiet Hohe Heidmark o. J.) 

 

Tab. 2: Wichtige Truppenübungsplätze in Deutschland (Wikipedia 2019, 2020g, 2020i, 
2020e, 2020h). 

Bezeichnung Standort 
Größe 
[km2] Nutzung Anmerkungen 

Bergen Niedersachsen: 
Lüneburger Heide 

284 Bundes-
wehr 

einer der größten Europas 

Munster-Nord/ 
Munster-Süd 

Niedersachsen: 
Lüneburger Heide 

102/74 Bundes-
wehr 

mit Straßenkorridor zu 
Übungsplatz Bergen 

Luft-/Bodenschieß-
platz Nordhorn 

Niedersachsen 22 Bundes-
wehr 

größtes Luftwaffenübungs-
gelände in Deutschland 

Gefechtsübungs-
zentrum (GÜZ) 
Altmark 

Sachsen-Anhalt: 
Colbitz-Letzlinger 
Heide 

232 Bundes-
wehr 

modernster TÜP Europas 
(urbane Kriegsführung) 

Oberlausitz Sachsen 168* Bundes-
wehr 

- 

Grafenwöhr Bayern: Oberpfalz 233 US-Army - 
Hohenfels Bayern: Oberpfalz 160 US-Army - 

* ... Angabe nach Bundeswehr (o. J.); andere Werte 163,5 km2 (Wikipedia 2020g) bzw. 
175 km2 (Wikipedia 2019). 

 

Der Truppenübungsplatz Wittstock (auch Bombodrom genannt) im Nordwes-
ten Brandenburgs wurde von 1952 bis 1993 von den sowjetischen Streitkräf-
ten in Deutschland genutzt. Anschließend gab es langjährigen politischen Wi- 
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Abb. 7: Geographische Verteilung wichtiger Truppenübungsplätze in Deutschland (Wiki-
pedia 2020g). 

 

derstand durch eine Bürgerinitiative gegen eine geplante, erweiterte Nutzung 
durch die Bundeswehr. Im Rahmen der jährlichen, bundesweiten Ostermär-
sche der Friedensbewegung wurden 2009 in der Wittstock-Ruppiner Heide 
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mehr als 10 000 Teilnehmende gezählt. Erst 2009 gab das BMVg diese Aus-
baupläne auf, 2010 wurde der Verzicht auf den Truppenübungsplatz erklärt, 
der 2011 dann offiziell aufgelöst wurde. Eine touristische Nutzung ist aber auf 
absehbare Zeit noch nicht möglich, da die notwendige Sanierung aufgrund 
der extrem hohen Belastung mit Altmunition bereits 2011 mit ca. 
500 Mio. Euro angesetzt wurde. Freigegebene Geldmittel der Bundesregie-
rung decken aber bisher nur einen kleinen Bruchteil ab und beinhalten nur 
notwendigste Sicherungsmaßnahmen. 

Zum Truppenübungsplatz GÜZ in der Altmark (BT 2012) ist anzumerken, 
dass dieser aufgrund der aufwändigen Entwicklung für urbane Einsätze bei 
Auslandseinsätzen auch 440 zivile Mitarbeiter beschäftigt. Dieses ist relativ 
viel aus Sicht der umliegenden Kommunen, die dem Argument „Bundeswehr 
als Wirtschaftsfaktor“ deshalb zugänglich sind. Die Bürgerinitiative „OFFENe 
HEIDe“ findet deshalb mit ihrem Widerstand und ihrem Konzept für eine tou-
ristische Erschließung als Naturpark lokal wenig Unterstützung, wenngleich in 
der Großregion der Widerstand sehr groß ist (siehe Auszug aus diesem Kon-
zept in Anlage 4). 

Ein gesondert gelagertes Projekt, das nicht von der Politik, sondern der Zivil-
gesellschaft angestoßen wurde, war die innerdeutsche Grenze mit einem 
fast 1400 km langen Geländestreifen in einer Breite von 50 bis 200 m. 

Bereits mehrere Wochen nach der Grenzöffnung 1989 trafen sich ca. 
400 Natur- und Umweltschützer in Hof an der Saale und tauften bereits die 
Projektidee als das „Grüne Band Deutschland“. Heute gilt das Projekt als der 
größte Biotopverbund Deutschlands und wird in Zusammenarbeit zwischen 
dem BUND als Umweltverband und Hauptinitiator, dem Bundesamt für Na-
turschutz und dem Bundesumweltministerium kontinuierlich weiterentwickelt, 
da bisher noch nicht alle verfügbaren Flächen einbezogen werden konnten. 
Ein hierdurch angestoßenes, erweitertes Projekt ist der „European Green 
Belt“ in Südost- und Nordeuropa mit den früheren Grenzstreifen des „Eiser-
nen Vorhangs“. 

 

2.6.6. Konversionen zu Regionalflughäfen 

In Deutschland existieren mittlerweile zahlreiche Regionalflughäfen, deren 
Umfang auch als ein Produkt föderaler Kleinstaatlichkeit anzusehen ist. De-
ren geringe Auslastung steht seit Jahren in der Kritik wegen nach EU-Recht 
unzulässiger Subventionierungen. Einige davon entstanden als Konversions-
projekte. 

Der ca. 125 km von Frankfurt am Main gelegene Flughafen (Frankfurt-)Hahn 
wurde bis 1993 als US Air Base betrieben. Seitdem diente er als Zivilflugha-
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fen vor allem für den Billig-Airliner Ryanair. Darüber hinaus erfolgt aber wei-
terhin eine militärische Nutzung durch die US-Army zum Transit für Personen 
und Frachtgut, da Rheinland- Pfalz mit ca. 50 000 US-Bürgern allein im Groß-
raum Kaiserslautern die weltweit größte US-Community außerhalb der USA 
darstellt. Auch von der Bundeswehr wurde der Flughafen zwischenzeitlich für 
Transportflüge nach Afghanistan genutzt. Die größtenteils im Eigentum des 
Landes Rheinland-Pfalz befindliche Betreibergesellschaft stand jedoch meis-
tens am Rande einer Insolvenz. 

Der Flughafen Rostock-Laage wurde bis zur Wende von der NVA benutzt 
und wird seitdem im Wesentlichen zivil, aber auf Basis eines Mitbenutzungs-
vertrags für die Bundeswehr, benutzt. Darüber hinaus sind in Mecklenburg-
Vorpommern die Regionalflughäfen Heringsdorf auf Usedom, der Flughafen 
Neubrandenburg, der Flughafen Barth und der Flughafen Schwerin-Parchim 
vorhanden, die aus ehemaligen Luftwaffenstützpunkten der NVA und der 
Luftstreitkräfte der Sowjetunion entstanden sind. 

Der Flughafen Cochstedt in Sachsen-Anhalt entstand ab 1994 nach dem Ab-
zug der sowjetischen Truppen und hat eine wechselvolle Geschichte, die 
2016 mit der Insolvenz des Flughafenbetreibers endete. 

 

2.7. Fazit 

Trotz der relativ geringen volkswirtschaftlichen Bedeutung der Rüstungsin-
dustrie stellt sich der real vorhandene militärisch-industrielle Komplex in 
Deutschland als großes Problem dar. Um hiergegen anzugehen, sind politi-
sche Weichenstellungen auf mehreren Ebenen notwendig. 

Bei militärisch eingefärbten und Dual-Use-Forschungen an Hochschulen und 
hochschulnahen Instituten muss Transparenz eingefordert und ausgehend 
von der Zivilklauselbewegung eine breite gesellschaftliche Debatte erzwun-
gen werden. 

Unabhängig von militärischen Sicherheitskonzepten und Bedrohungsszena-
rien stellt sich die Frage nach dem praktischen Nutzen der Bundeswehr. 
Praktische Beispiele von zivil-militärischer Zusammenarbeit sind nach Um-
fang und vorzeigbaren Erfolgen mehr als dürftig und allenfalls propagandis-
tisch relevant. Zudem erweist sich das bei Auslandseinsätzen im Regelfall als 
kontraproduktiv. Für zivile Katastropheneinsätze wäre eine komplette Kon-
version zur Stärkung rein ziviler Dienststellen wesentlich effektiver. 

Durch die Konversion der stationären Infrastruktur können wichtige kommu-
nale und regionale Entwicklungen zugunsten von Wohn- und Gewerbegebie-
ten auf bereits erschlossenen Flächen angestoßen werden. Vorhandene 
Truppenübungsplätze bieten ein Reservoir für künftige Naherholungsgebiete 
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und Touristik, wenngleich das nur mit aufwändigen Flächensanierungen mög-
lich ist. 

Anstelle der Nebelkerzen fiktiver militärischer Bedrohungsszenarien 
bedarf es einer Wahrnehmung realer Bedrohungen, wozu nicht nur die 
globale Erwärmung und Pandemien gehören, sondern auch drohende 
Umweltkatastrophen durch militärische Altlasten. Hierfür stünden durch 
eine Verwendung des Bundeswehrpersonals in vorhandenen zivilen Struktu-
ren und eine partielle Konversion von (Dual-Use-)Rüstungsgütern wichtige 
Ressourcen zur Verfügung. 
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3. Institutionen, Verträge und Konzepte 

3.1. Rüstungskontrolle 

Die Liste der bisherigen vertraglichen Vereinbarungen zur Begrenzung der 
Aufrüstung und für eine partielle Abrüstung ist sehr umfangreich, steht aber 
im Widerspruch zu der real sich beschleunigenden globalen Aufrüstung. Eine 
gute Übersicht erhält man in den deutschen Kurzfassungen der SIPRI-
Jahrbücher. 

Die bisherigen Rüstungskontrollverträge kann man wie folgt zusammenfas-
sen: 

• Verträge zur Begrenzung der Atomwaffenarsenale zwischen den USA und 
Russland (inzwischen weitestgehend von den USA aufgekündigt); 

• Verträge gegen die Weitergabe (Proliferation) von Rüstungsgütern und 
Massenvernichtungswaffen, z. B. UNO-Atomwaffensperrvertrag (Nichtver-
breitungsvertrag, NPT) und diverse Waffenembargos; 

• Verträge zur völkerrechtlichen Ächtung und dem Verbot von Massenver-
nichtungswaffen sowie Waffen, die vor allem gegen Zivilisten (d. h. Nicht-
kombattanten) wirksam werden, wie z. B. Landminen; 

• Verträge zum Schutz der Umwelt und menschlichen Gesundheit, z. B. Ver-
trag zum Verbot von Kernwaffentests in der Atmosphäre; 

• Verträge zur Transparenz und Vertrauensbildung, z. B. „OpenSkies“-
Vertrag und Mechanismen der Internationalen Atomenergie-Organisation 
(IAEO). 

Nur wenige vertragliche Regelungen gibt es zur Beseitigung der im Kap. 2.5. 
aufgeführten militärischen Altlasten. 

Besonders relevant im vorliegenden Kontext sind Dual-Use-
Waffenhandelskontrollen. Das multilaterale Exportkontrollregime ist zumin-
dest sehr lückenhaft. Das zeigt sich daran, dass zu den von 62 Waffenem-
bargos betroffenen Ländern z. B. auch Libyen und Jemen gehören, wo trotz-
dem außerhalb staatlicher Strukturen die Waffenlieferungen funktionieren. 

 

3.1.1. Relevanz internationaler Institutionen 

Die meisten multilateralen Abkommen zur Rüstungsbeschränkung wurden im 
Rahmen der UNO beschlossen. Zu nennen ist hier insbesondere der 2017 
beschlossene Vertrag zum völkerrechtlichen Verbot von Atomwaffen, dessen 
Zustandekommen als Ergebnis jahrelanger zivilgesellschaftlicher Aktivitäten 
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unter dem Dach des Kampagnennetzwerkes ICAN zu sehen ist, das dafür 
auch mit dem Friedensnobelpreis 2017 gewürdigt wurde. 

Wichtig sind auch Institutionen, die auf europäischer Ebene etabliert wurden, 
jedoch in den letzten Jahren stark an Bedeutung verloren haben, verschärft 
durch die Konfrontation mit Russland. 

Der Europarat ist die einzige Institution, in der alle europäischen Staaten ver-
treten sind* (Wikipedia 2020b). Nach der Ukrainekrise gab es allerdings Be-
strebungen, Russland aus diesem Gremium hinauszudrängen. 

1975 wurde als erster multilateraler Schritt zum Abbau der Blockkonfrontation 
zwischen den NATO-Staaten und den Staaten des Warschauer Pakts die 
Schlussakte von Helsinki, bekannt unter dem Namen „Konferenz für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa“ - KSZE unterzeichnet. Nach dem Ende 
der Blockkonfrontation wurde sie als „Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa“ (OSZE) als Institution etabliert. Neben den europäi-
schen Staaten gehören ihr auch die USA, Kanada, die Türkei und die Mongo-
lei an. 

 

3.2. UNO und globale Nachhaltigkeitsziele 

Die bisherigen Rüstungskontroll- und Abrüstungsverträge sind überwiegend 
bilateral zustande gekommen, zumeist noch in den Zeiten des Kalten Krieges 
der Blockkonfrontation zwischen den USA und der Sowjetunion. Für Abrüs-
tung und Konversionsmaßnahmen lohnt ein Blick auf andere Vertragskon-
strukte unter dem Dach der UNO. 

Auf der UNO-Konferenz 1992 für Umwelt und Entwicklung entstanden die 
sogenannten Millenniumsziele für eine zukunftsfähige Wirtschaftsweise, auch 
bekannt als Agenda 21. Diese wurden im Jahr 2000 mit acht einzelnen Ent-
wicklungszielen von der UN-Generalversammlung verabschiedet und legten 
das übergeordnete Ziel fest, bis zum Jahr 2015 die Armut in der Welt zu hal-
bieren. Historisch bedeutsam war die Agenda 21 auch deshalb, weil hiermit 
die Einbeziehung der Zivilgesellschaft gefordert wurde. Obwohl primär an die 
Entwicklungsländer adressiert, führte das auch in den Ländern des globalen 
Nordens wie in Deutschland zu Aktivitäten auf lokaler Ebene, z. B. seitens 
Dritte-Welt-Gruppen, humanitären Hilfsorganisationen und Nord-Süd-
Städtepartnerschaften. 

2015 wurde daran anschließend von allen UNO-Mitgliedsstaaten die Agenda 
2030 mit 17 neu definierten Zielen für nachhaltige Entwicklung (engl.: „sustai-

                                                      
 
* Eine Ausnahme stellt Weißrussland dar, das nur als Beitrittskandidat geführt wird. 
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nable development goals“ – SDGs) beschlossen, die in gleicher Weise auch 
an die Länder des globalen Nordens gerichtet sind. 

 

Abb. 8: Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 der UNO (UN o. J.). 

 

In Deutschland wurden diese Ziele formal in die nationale Nachhaltigkeits-
strategie übertragen. Leider ist die bisherige Bilanz weltweit und auch in 
Deutschland recht bescheiden, wie auch der 2019 in der UNO vorgelegte, 
erste Zwischenbericht bescheinigt. Seitens der Bundesregierung und teilwei-
se auch von Landesregierungen gibt es zahlreiche Aktivitäten mit Verweis auf 
die Agenda 2030, die eher propagandistisch von Bedeutung sind. Das zeigt 
sich z. B. auch in den Nachhaltigkeitsberichten des BMVg, wo in der letzten 
Ausgabe 2018 an mehreren Stellen auf Einzelziele Bezug genommen wird, 
jedoch unter Ausklammerung der Kernaufgaben der Bundeswehr. 

Viele der globalen Entwicklungsziele wie z. B. sauberes Trinkwasser, Ge-
sundheitsvorsorge, wesentliche Verbesserungen des Bildungssystems, der 
Ausbau der erneuerbaren Energien und Maßnahmen zum Klimaschutz wä-
ren mit einem Bruchteil der weltweiten Rüstungsausgaben erreichbar. 
Darüber hinaus würde die Realisierung dieser Entwicklungsziele zu einer 
friedlichen, konfliktfreien Entwicklung in vielen Ländern beitragen. 
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Diesen Aspekt muss man vor dem Hintergrund einer zunehmenden Orientie-
rung der deutschen Außenpolitik auf Auslandseinsätze der Bundeswehr be-
trachten. Mit zielgerichteter ziviler, entwicklungspolitischer Unterstützung im 
Sinne der o. g. Einzelkriterien könnte sich Deutschland in Westafrika und vor 
allem in Mali als Feuerlöscher betätigen. Stattdessen fungiert dort aber der 
Bundeswehreinsatz als Brandstifter. Gemäß offiziellem Mandat ist dieser als 
(UNO-)„Stabilisierungsmission“ deklariert, wird aber argumentativ meistens 
mit Terrorbekämpfung umschrieben. 

Leider ist die Agenda 2030 in Deutschland noch zu wenig im politischen Dis-
kurs verankert. Erfreulich ist deshalb, dass die im Umfeld von „Fridays for Fu-
ture“ entstandene Initiative „Scientists for Future“ ein Bündel von Unter-
richtsmaterialien für Schulen erstellt hat, bei denen die Agenda 2030 eine 
wichtige Rolle spielt. 

 

Abb. 9: Globale Sicherheitsarchitektur und Konversion. 
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3.3. Deutsche Politik 

3.3.1. Friedensforschungsinstitute und Friedensgutachten 

Das jährlich erscheinende Friedensgutachten ist das gemeinsame Gutachten 
der deutschen Friedensforschungsinstitute und erscheint seit 1987. Diese In-
stitute sind: 

• BICC: Bonn International Center for Conversion; 

• HSFK: Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung 
(Peace Research Institute Frankfurt); 

• IFSH: Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universi-
tät Hamburg; 

• INEF: Institut für Entwicklung und Frieden (an der Universität Duisburg-
Essen). 

Zum selbst gesetzten Anspruch heißt es auf der gemeinsamen Homepage: 
„Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus verschiedenen Fachgebieten 
untersuchen darin internationale Konflikte aus einer friedensstrategischen 
Perspektive und geben klare Empfehlungen für die Politik.“ (Friedensgutach-
ten o. J.) 

Die Themen gliedern sich in die fünf jährlich wiederkehrenden Themenfelder 
„bewaffnete Konflikte, nachhaltiger Frieden, Rüstungsdynamiken, institutio-
nelle Friedenssicherung und transnationale Sicherheitsrisiken“. Im zusätzli-
chen Kapitel „Fokus“ wird ein Thema des aktuellen Konfliktgeschehens tie-
fergehend beleuchtet. 

Zur Vorstellung des Friedensgutachtens 2020 heißt es in der dazu erstellten 
Pressemitteilung: „Die Corona-Pandemie hält die Welt 2020 in Atem. Sie ver-
schlingt ungeahnte Ressourcen und hat weitreichende politische Interventio-
nen in das gesellschaftliche Zusammenleben zur Folge. Gerade in fragilen 
Weltregionen drohen sozio-ökonomische Verwerfungen und politische Unru-
hen. Eine globale Pandemie braucht globales Handeln, in der Reichweite und 
im Design.“ (Friedensgutachten 2020) 

Abgesehen von einzelnen Kritikpunkten wie dem unter 1.1.2. genannten Mili-
tarisierungsindex sind die jährlichen Friedensgutachten prinzipiell zwar eine 
hilfreiche Informationsquelle, jedoch ohne praktische Konsequenz für die Re-
gierungspolitik. 
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3.3.2. Jahresabrüstungsberichte der Bundesregierung 

Neben den (halboffiziellen) Friedensgutachten der Friedensforschungsinstitu-
te gibt es jährliche Berichte der Bundesregierung zum Stand der Bemühun-
gen um Rüstungskontrolle, Abrüstung und Nichtverbreitung sowie über die 
Entwicklung der Streitkräftepotenziale. Diese Berichte werden vom Außenmi-
nisterium vorgelegt und beinhalten eine detaillierte Darstellung des Auswärti-
gen Amtes über internationale Aktivitäten für Abrüstung, Rüstungskontrolle 
und Nichtverbreitung sowohl von konventionellen wie auch Massenvernich-
tungswaffen. 

Von Konversionsprojekten ist in dem Bericht für 2019 nur an einer Stelle die 
Rede, nämlich bei dem Umbau einer potenziell militärisch nutzbaren Nukle-
aranlage im Iran für ausschließlich zivile Nutzung. Die Bundesregierung stellt 
sich dabei selbst dar mit „vielfältigen Initiativen“ in der Rüstungskontrollpolitik: 
„Gerade das Jahr 2019 war von wichtigen deutschen rüstungskontrollpoliti-
schen Aktivitäten geprägt – vom Einsatz für eine atomwaffenfreie Welt und 
der Erhaltung wichtiger Grundpfeiler nuklearer Rüstungskontrolle über An-
strengungen zur Kleinwaffeneindämmung bis zur Thematisierung der Heraus-
forderungen durch neue Technologien.“ (BT 2020b) 

 

3.3.3. Beispiele aus der Bundespolitik 

Dass die vorgenannten Institute und Dokumentationen nur als „Lyrik“ bezüg-
lich tatsächlicher Maßnahmen zur Rüstungskonversion seitens der Bundes-
regierung anzusehen sind, soll hier nur anhand von zwei Beispielen verdeut-
licht werden: 

Erstes Beispiel: In einer 2018 erfolgten Kleinen Anfrage der Bundestagsfrak-
tion DIE LINKE zur „Konversion der Rüstungsindustrie“ wird auf ein von der 
Bundesregierung aufgelegtes „Innovationsprogramm zur Unterstützung von 
Diversifizierungsstrategien von Unternehmen der Verteidigungsindustrie in zi-
vile Sicherheitstechnologien“ verwiesen (BT 2018). 

Danach wurden von 2015 bis 2018 Haushaltsmittel von jeweils etwa vier bis 
neun Mio. Euro eingestellt. In den Jahren 2015 bis 2017 wurden aber pro 
Jahr weniger als 200 000 Euro abgerufen, die in ein einziges Projekt flossen, 
bei dem es um die Adaption einer militärischen Trainingsplattform zum Um-
gang mit psychischen Belastungen im Einsatz in den zivilen Markt (Feuer-
wehr, Polizei, sonstige Einsatzkräfte) ging. Das gesamte Förderprogramm 
wurde aufgrund der geringen Anzahl von Projektanträgen 2019 eingestellt. Zu 
hinterfragen wäre, ob dieses Programm auch nach außen kommuniziert wur-
de, um damit glaubwürdige Anstrengungen zu dokumentieren. (Auf bereits 
langjährig bestehende Forderungen der IG Metall zur Unterstützung von Di-
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versifizierungs- und Konversionsprojekten wird im nachfolgenden Abschnitt 
3.4. noch eingegangen). 

Zweites Beispiel: Im BMVg-Nachhaltigkeitsbericht 2018 (BMVg 2018) taucht 
ein Abschnitt Rüstungskontrolle auf, der sich auf ein Unterziel der UN-
Entwicklungsziele (SDG 16.4) bezieht und dort wie folgt zitiert wird: „Bis 2030 
illegale Finanz- und Waffenströme deutlich verringern, die Wiedererlangung 
und Rückgabe gestohlener Vermögenswerte verstärken und alle Formen der 
organisierten Kriminalität bekämpfen.“ 

Damit wird Bezug genommen auf den Nachhaltigkeitsindikator „Frieden und 
Sicherheit“ der Agenda 2030, wie er in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrate-
gie 2016 umschrieben ist, durch „Projekte zur Sicherung, Registrierung und 
Zerstörung von Kleinwaffen und leichten Waffen durch Deutschland“. Dazu 
wird auf den beispielhaften Einsatz von Experten der Bundeswehr in einem 
Projekt in Kenia verwiesen. Bei der derart aufgeführten Rüstungskontrolle 
handelt es sich jedoch um eine polizeilich-kriminalistische Aufgabe, wenn 
man dem Wortlaut des SDG-Unterziels 16.4 folgt. Interessant ist, dass zu den 
aufgeführten Einzelmaßnahmen auch die „Zusammenarbeit mit dem Bun-
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle“ gehört, welches ja für die Ge-
nehmigung von Waffenexporten zuständig ist. 

 

3.4. Zivilgesellschaft 

3.4.1. Friedensbewegung 

Eine Konversion der Rüstungsindustrie gehört zur Agenda der Friedensbe-
wegung, zumeist im Kontext des Widerstands gegen Rüstungsexporte. Bei-
spielhaft genannt werden kann hier eine gemeinsame Erklärung des Bundes-
ausschusses Friedensratschlag und der Kooperation für den Frieden vom 
August 2015 (siehe Anlage 2). Deshalb gehört auch bei dem seit 1994 jähr-
lich stattfindenden bundesweiten Friedensratschlag in Kassel eine gewerk-
schaftliche Beteiligung bei Hauptreferaten oder Workshops zum Pflichtpro-
gramm. 

Ein Konversionskonzept für die Militärregion Kaiserslautern mit dem Fokus 
auf die US Air Base Ramstein wurde 2018 von der Kampagne „Stopp Air Ba-
se Ramstein“ erstellt. Ein Auszug hieraus ist als Anlage 3 im Anhang enthal-
ten. 

Eine aktuell interessante Initiative der Evangelischen Landeskirche Baden 
wurde 2018 vorgestellt unter dem Titel „Sicherheit neu denken - Von der mili-
tärischen zur zivilen Sicherheitspolitik“. Hierbei geht es um ein Militäraus-
stiegsszenario, bei dem u. a. auch auf die UN-Nachhaltigkeitsziele zurück 
gegriffen wird (Zivile Sicherheitspolitik 2020). In dem dargestellten Positiv-
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szenario geht es um eine mittelfristige Entmilitarisierung durch Konversion 
von Bundeswehr und Rüstungsproduktion mit dem Jahr 2040 als Zeithori-
zont. Inspiriert wurde das durch die Klimaschutzbewegung, bei der der Zeit-
horizont für den Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen eine zentrale Rolle 
spielt. 

 

3.4.2. Gewerkschaften und Rüstungskonversion 

Beim Thema Frieden, Abrüstung und Konversion kann man auf zahlreiche 
Beschlüsse und Resolutionen durch Gewerkschaften verweisen. Bei der Ge-
werkschaft ver.di steht die Forderung nach Aufwertung der öffentlichen Da-
seinsvorsorge zugunsten der dort Beschäftigten im Fokus, was durch die Co-
rona-Krise nochmals verstärkt wurde. Damit Arbeitsbedingungen und Bezah-
lung in diesem Bereich entweder durch die öffentliche Hand selbst erfolgen 
oder zumindest die Rahmenbedingungen gesetzlich vorgegeben werden, be-
steht dort ein starkes Interesse an Abrüstung, was dem Bildungs- und Ge-
sundheitswesen unmittelbar zugute kommen kann. Bei der Kampagne „Ab-
rüsten statt Aufrüsten“ war ver.di deshalb von Anfang an eine tragende Säu-
le. 

Auch die IG Metall bekennt sich seit langem, zuletzt mit Beschlüssen auf 
dem Gewerkschaftstag im Oktober 2019, eindeutig zur Friedensbewegung. 
Kompliziert ist jedoch die Positionierung zur Rüstungskonversion. Rückbli-
ckend wird in der bereits im Abschnitt 2.1 genannten HBS-Studie zur Rüs-
tungsindustrie aufgezeigt, dass die IG Metall seit den 80er Jahren Bestre-
bungen zur Diversifizierung und Konversion unterstützt hat (siehe dazu den 
Auszug aus der HBS-Studie im Anhang als Anlage 1). 

Die aktuelle Positionierung der IG Metall wird aber leider weniger durch for-
male Beschlüsse auf Gewerkschaftstagen als durch Reaktionen auf Krisensi-
tuationen geprägt. Der mit Abstand größte Mitgliederanteil in der IG Metall 
kommt aus der Automobilindustrie, was angesichts des strukturellen Nieder-
gangs dieser Branche auch zu politischen Aktivitäten unter der Überschrift 
„sozial-ökologische Transformation“ führt. Am 29. Juni 2019 gab es in Berlin 
dazu eine Großdemonstration der IG Metall in Verbindung mit einem gemein-
samen Auftritt bzw. entsprechender Erklärungen mit den großen Umweltver-
bänden NABU und BUND. Das setzt sich bis heute fort, wobei diese strategi-
sche Zusammenarbeit inhaltlich äußerst fragil ist. Während z. B. der Umwelt-
verband BUND einen Umbau der Industrie nach ökologischen Nachhaltig-
keitskriterien unter Einbindung der damit verbundenen sozialen Fragen for-
dert, fokussiert sich die IG Metall auf die beschleunigte Förderung neuer 
Technologien, zu der vor allem auch die ökologisch umstrittene Elektro-(Auto-
)Mobilität gehört. 



 

 

61 

Zu den für die Energiewende relevanten Schlüsseltechnologien, bei denen 
Deutschland (noch!) eine führende Position einnimmt, gehören auch Wind-
kraftanlagen. Deren Hersteller sind mittelständische Unternehmen, die ihre 
Standorte schwerpunktmäßig in Norddeutschland haben und auch in den Zu-
ständigkeitsbereich der IG Metall fallen. Durch das bewusste Ausbremsen 
der Energiewende seitens der Bundesregierung sind dort in den letzten Jah-
ren Zehntausende Arbeitsplätze verloren gegangen sind. Dazu gab es zwar 
Protesterklärungen und Forderungen an die Politik seitens des IG Metall-
Bezirksverbands Küste, nicht jedoch einen massiven politischen Druck, wie 
er z. B. im Mai 2020 mit der ökologisch kontraproduktiven Forderung nach 
Kaufprämien für neue Autos vom Vorstand der IG Metall erhoben wurde. Zur 
Veranschaulichung des Dilemmas, in dem sich die IG Metall befindet, kann 
hier der Großraum Kassel genannt werden. In Kassel ist die Fa. Rheinmetall 
mit zwei Werken und ca. 1000 Mitarbeitern vertreten, in denen Ketten- und 
Radfahrzeuge produziert werden. Kraus-Maffei-Wegmann (bzw. KNDS) hat 
in Kassel drei Werke mit ca. 1500 Mitarbeitern in der Produktion von ver-
schiedenen Panzermodellen. Parallel dazu und sogar verschärft ist aber die 
regionale Abhängigkeit von der Automobilproduktion zu sehen. Im VW-Werk 
Baunatal werden vor allem Getriebeteile für Verbrennungsmotoren produ-
ziert, mit ca. 13 000 Beschäftigten. Dort sind die Zukunftschancen derzeit be-
sonders unsicher. 

Auf dem Gewerkschaftstag der IG Metall im Oktober 2019 wurde ein Ent-
schließungsantrag der Geschäftsstelle Nordhessen mit dem Titel „Unterstüt-
zung des Strukturwandels in der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie“ an-
genommen. Dieser Antrag wird eingeleitet mit: „Mittel- und langfristig werden 
die europäischen Länder gemeinsame Beschaffungen für ihre Streitkräfte 
vornehmen. Das wird zu einer Transformation und Konsolidierung der Rüs-
tungsindustrie in Europa führen.“ Und weiter heißt es: „Die IG Metall fordert 
die Bundesregierung auf, ein neues Programm oder einen erweiterten Fonds 
für Konversion und Diversifikation in zivile Märkte aufzulegen und zudem ent-
sprechende Programme bei der Europäischen Union zu initiieren. Die IG Me-
tall unterstützt Betriebsräte, Vertrauenskörper und Geschäftsstellen, die sich 
für Diversifikation und Konversion einsetzen und Projekte auf den Weg brin-
gen wollen. Sie bietet z. B. die Gestaltung von Workshops und eine inhaltli-
che Begleitung in der Anfangsphase an.“ (IGM 2019) 

Zwei weitere Anträge zu dieser Thematik wurden durch den o. g. Antrag als 
erledigt deklariert. In dem Antrag der Geschäftsstelle Ingolstadt (u. a. zustän-
dig für einige Rüstungsbetriebe dieser Region) heißt es: „Die IG Metall setzt 
sich weiter intensiv dafür ein, dass die wehrtechnische Industrie und ihre Zu-
lieferer einen höheren Stellenwert in den industriepolitischen Aktivitäten der 
Bundesregierung erhalten. Die Bundesregierung nimmt bei der wehrtechni-
schen Industrie eine zentrale Rolle ein und trägt damit gleichermaßen Ver-
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antwortung für die Beschäftigten dieser Branche.“ (IGM 2019a) Der zweite 
(ebenfalls nicht beschlossene) Antrag kam von der Geschäftsstelle Kiel-
Neumünster (Bezirk Küste) und war trotz des Titels „Wehrtechnik ist Teil der 
IG Metall“ auf die Unterstützung von Konversions- und Diversifizierungspolitik 
ausgerichtet, wie auch in dem o. g. beschlossenen Antrag enthalten. 

Ein Blick auf Debatten nach diesem Gewerkschaftstag zeigt, wie es praktisch 
um die Positionierungen und Beschlüsse in der IG Metall bestellt ist. Im Spät-
herbst 2019 begann eine Debatte über die Beschaffung eines Kampfjets als 
Tornado-Nachfolger, die im April 2020 zu der (vorläufigen) Festlegung von 
Ministerin Kramp-Karrenbauer führte, einen Teil der Tornado-Ablösung über 
den Kauf von F-18-Kampfjets des US-Herstellers Boeing zu tätigen und nicht 
in vollem Umfang mit weiteren Eurofightern. Dieses führte zu einer Stellung-
nahme des Betriebsrates von Airbus Defence and Space und der IG Metall, 
in der es heißt: „Die europäische Verteidigungsindustrie und die damit ver-
bundenen Arbeitsplätze dürfen nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt werden“. 
(Welt 2019) 

Eine ähnliche Debatte erfolgte im Mai 2020 unter Bezug auf geplante Konso-
lidierungen bei den norddeutschen Werften, wo sich der IG-Metall-Bezirk 
Küste vehement für die Sicherung von Arbeitsplätzen durch den Bau von 
Kriegsschiffen einsetzte (Lentz, E. 2020). 

 

3.5. Fazit 

Die bisherigen Verträge und Festlegungen zur Rüstungskontrolle sind lü-
ckenhaft und erweisen sich besonders bei Rüstungsexporten als kaum wirk-
sam. Multilaterale Verträge, die im Idealfall alle UNO-Mitglieder einschließen, 
sind dem gegenüber längerfristig stabiler und wegweisend für reale Abrüs-
tung. Sie müssen jedoch von der Zivilgesellschaft eingefordert werden, wie 
das Beispiel des Atomwaffenverbotsvertrages zeigt. Damit einhergehend 
muss sowohl für die Friedensbewegung wie auch für andere zivilgesellschaft-
liche Bewegungen eine Stärkung der globalen Institutionen und ihrer Regel-
werke gefordert werden. In Europa betrifft das (zusätzlich zur UNO und deren 
Unterorganisationen) den Europarat und die OSZE, deren Stärkung elemen-
tar ist, um die von NATO und EU aufgebaute militärische Eskalation gegen-
über Russland wieder abzubauen. 

Um gesellschaftlichen Druck für eine sozial-ökologische Konversion aufzu-
bauen, ist beim gewerkschaftlichen Engagement vor allem auf betrieblicher 
Ebene in der Rüstungsindustrie noch viel Luft nach oben. 
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4. Schlussfolgerungen und Arbeitsthesen 

4.1. Globale Transformationen als Basis 

Alle Überlegungen und Forderungen nach einer sozial-ökologischen Konver-
sion des Militärs sollten eingebettet werden in Konzepte für eine globale 
Transformation (Abb. 10). 

 

4.1.1. Zivile Sicherheitskonzepte 

Diese müssen an den realen Bedrohungen ansetzen, wie es die Folgen der 
globalen Erwärmung und die Anfälligkeit gegen Pandemien sind. Solche 
Konzepte müssen auch Gegenstand einer transparenten Hochschulfor-
schung sein, mit eindeutiger Abgrenzung gegen militärische oder Dual-Use-
Forschung. Vor allem aber gilt, was auch in der deutschen Politik keinen 
ernsthaften Widerspruch findet: Die Bundeswehr wurde geschaffen und 
grundgesetzlich definiert für eine militärische Landesverteidigung. Ein 
solches Szenario gibt es für Deutschland seit Langem nicht mehr. 

 

4.1.2. Primat der öffentlichen Daseinsvorsorge 

Die auch in Deutschland durch die neoliberale Agenda der letzten Jahrzehnte 
verursachten Mängel in der öffentlichen Daseinsvorsorge haben sich gerade 
in der Corona-Krise verschärft gezeigt. Statt Rüstungsgelder zu ver-
schwenden für „nationale Schlüsseltechnologien“, muss z. B. eine gute Be-
zahlung für „systemrelevante“ Pflegeberufe eingefordert werden, als Hebel-
wirkung für neue und notwenige Arbeitsplätze. Ähnliches gilt für das Bil-
dungswesen und eine Mobilität für alle, gestützt vor allem durch den Ausbau 
des ÖPNV. 

Katastrophenfälle im Inneren sind immer auch eine Bewährungsprobe der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge. Dieses betrifft sowohl das Gesundheitssystem 
bei Pandemien wie auch die Ressourcen für technische Hilfeleistungen bei 
Hochwasser oder Waldbränden. Die vorliegenden Erfahrungen zeigen, dass 
die Bundeswehr zwar fast die Hälfte des Haushaltsbudgets für Dienstleistun-
gen durch Bundesinstitutionen beansprucht (siehe Kap. 1.), aber nur marginal 
und subsidiär bei zivilen Hilfsleistungen einsetzbar ist (siehe Kap. 3.). 
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Abb. 10: Globale Transformation: sozial, ökologisch, friedlich. 

 

4.1.3. Zukunftsfähiges Wirtschaftssystem 

Notwendig ist ein öffentlicher Diskurs über ein zukunftsfähiges Wirt-
schaftssystem, das weitestgehend auf regionale Wertschöpfungsketten 
bzw. dezentrale Wirtschaftskreisläufe ausgerichtet ist. Dieses ist insbe-
sondere auch eine Konsequenz aus der bisherigen Exportfixierung Deutsch-
lands, die sich in der wirtschaftlichen Bewältigung der Corona-Krise als fatal 
erweist. Durch Regionalisierung können Konflikte entschärft werden, die der-
zeit wegen „Energiesicherheit“ und dem Zugriff auf Ressourcen und Absatz-
märkte zu einer Militarisierung der Außenpolitik führen. Zu verweisen ist an 
dieser Stelle auf bereits früher erstellte Konzepte aus den nuller Jahren, die 
nichts an Aktualität eingebüßt haben. Im Auftrag der Organisationen BUND, 
Brot für die Welt und dem Evangelischen Entwicklungsdienst entstand sei-
nerzeit im politischen Umfeld der Agenda 21 durch das Wuppertal Institut für 
Klima, Umwelt und Energie das umfangreiche Konzept „Zukunftsfähiges 
Deutschland in einer globalisierten Welt“ (Wuppertal Institut 2008). Aktuell 
finden sich solche Ansätze unter Bezugnahme auf die Corona-Krise z. B. in 
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einem BUND-Positionspapier unter dem Titel „Investitionen in eine zukunfts-
fähige Wirtschaft“. 

 

4.1.4. Internationale Solidarität für Agenda 2030 

Entsprechend dem UN-Nachhaltigkeitsziel 17: „Partnerschaften zur Errei-
chung der Ziele“ muss es das gemeinsame Ziel aller zivilgesellschaftlichen 
Bewegungen sein, internationale Institutionen im Sinne größerer Autorität und 
Akzeptanz zu stärken. Berechtigte Kritikpunkte an der UNO und ihren Unter-
organisationen resultieren zu wesentlichen Teilen aus Unterfinanzierung, 
verdeckten Einflussnahmen und mangelnden operativen Durchsetzungsmög-
lichkeiten. 

Dieses kann auch auf die europäische Ebene übertragen werden. Anstatt in 
der EU ein Synonym für „Europa“ zu sehen, müssen die gesamteuropäischen 
Institutionen Europarat und die OSZE gestärkt werden. Diese stellen als um-
fassendes und nicht ausgrenzendes Sicherheitssystem auch die Alternative 
zur NATO dar. 

 

4.2. Beispielhafte Ansätze in Deutschland 

Zentrale Argumente aus der Friedensbewegung für Rüstungskonversion sind: 

• Dem Verlust von Arbeitsplätzen in der Rüstungsindustrie stehen erheblich 
mehr Arbeitsplätze gegenüber, die damit an anderer Stelle geschaffen 
werden. 

• Es gibt zahlreiche Beispiele für erfolgreiche Diversifikationen von militäri-
scher zu ziviler Produktion bis hin zu kompletter Konversion aus der Ver-
gangenheit bis heute (siehe auch Anlage 1). 

Um Konversionsprojekte anzustoßen, bedarf es aber zunächst einer breiten 
gesellschaftlichen Debatte über Maßnahmen für soziale, ökologische und 
wirtschaftliche Nachhaltigkeit, bei denen bisher das Militär ausgeblendet wur-
de. Das beginnt mit zivilen Sicherheitskonzepten, wie sie z. B. im Vorfeld der 
Corona-Pandemie hätten vorhanden sein können. Insbesondere die kaum 
noch aufzuhaltende globale Erwärmung erfordert solche Konzepte. Hingegen 
ist die weitere militärische Aufrüstung nur fiktiven Sicherheitskonzepten ge-
schuldet. Durch den wesentlichen Anteil der atomaren Bewaffnung sorgt die-
ses globale Waffenpotenzial statt für Sicherheit für eine Menschheitsbedro-
hung, die man sogar als noch gravierender als die globale Erwärmung anse-
hen kann. Atomwaffen bergen vor dem Hintergrund unkontrollierbarer 
Einsatzszenarien das Risiko der jederzeitigen, sofortigen Selbstvernichtung 
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für die gesamte Menschheit. Im Unterschied vor allem zu den 80er Jahren 
des letzten Jahrhunderts ist die Dramatik der weiteren atomaren Aufrüstung 
angesichts der anderen Menschheitsbedrohungen wie der globalen Erwär-
mung und von Umweltzerstörungen und Virenpandemien in der breiten Öf-
fentlichkeit viel zu wenig präsent. 

 

Abb. 11: Struktur von Konversionsprojekten. 

 

Reduzierungen im Rüstungshaushalt haben zwei grundlegend unterschiedli-
che Konsequenzen: Die erste und unmittelbare Konsequenz ist einfach und 
einleuchtend: Es können damit direkt Mittel umgeleitet werden zugunsten von 
Bereichen der öffentlichen Daseinsvorsorge. Das heißt, dass dem Abbau von 
Arbeitsplätzen bei Bundeswehr und Rüstungsindustrie die Schaffung von we-
sentlich mehr Arbeitsplätzen an anderer Stelle folgen würde, mit denen ein 
realer gesellschaftlicher Bedarf gedeckt werden könnte. 

Die zweite Konsequenz ist komplexer: Die Konversion von Rüstungsproduk-
tion und der in diesem Sektor vorhandenen Arbeitsplätze muss mit neuen 



 

 

67 

Strategiepapieren der Bundesregierung beginnen, in der die Rüstungsindust-
rie nicht mehr als Schlüsselindustrie ausgewiesen wird und nationale Schlüs-
seltechnologien nicht mehr militärisch bestimmt sind. Bereits das ist aber 
kompliziert wegen der Einbindung in EU-Aufrüstungsprogramme wie PESCO, 
die sehr stark durch Forschungs- und Entwicklungsprojekte geprägt sind, 
teilweise auch im Hochschulbereich. Natürlich muss damit einhergehend 
auch eine gesellschaftliche Debatte eingefordert werden, warum überhaupt 
„nationale“ Schlüsseltechnologien definiert werden, anstatt auf eine solidari-
sche internationale Arbeitsteilung für Schlüsseltechnologien zu verweisen, die 
für die gesamte Menschheit existenziell sind. 

Gerade die Corona-Krise hat zur Folge, dass (neue) Konzepte für eine zu-
kunftsfähige Wirtschaft vorgeschlagen werden, wie bereits behandelt. Dazu 
wird nachfolgend noch einmal auf die notwendige Beseitigung der militäri-
schen Altlasten verwiesen. 

• Maritime Altlastenentsorgung: Durch den Ausbau einer zivilen Über- 
und Unterseeflotte müssen in den nächsten 20 Jahren gigantische Men-
gen an Munitionsresten ohne Gefährdung der maritimen Tierwelt in Nord- 
und Ostsee geborgen, vernichtet und/oder ökologisch entsorgt werden. 

• Bodensanierungen: Nicht mehr genutzte militärische Liegenschaften sind 
teilweise hochgradig mit Schadstoffen verseucht, z. B. mit PFC. Je früher 
die Sanierung erfolgt, umso weniger besteht das Risiko eines Übergangs 
von Schadstoffen in das Grundwasser und damit in die Nahrungskette. 

• Militärflächen zu Naturparks: Die Regionalisierung von Wirtschaftskreis-
läufen betrifft auch den Tourismus mit dem Angebot von Naturschutz- und 
Naherholungsgebieten innerhalb Deutschlands. Das „Grüne Band 
Deutschland“ auf der früheren innerdeutschen Grenze ist dabei ein Vorbild 
zur Umwidmung von Truppenübungsplätzen, was vor allem die Colbitz-
Letzlinger Heide in Sachsen-Anhalt betrifft (siehe dazu auch Anlage 4). 

 

4.3.         Einbindung der Gewerkschaften 

Positiv festzuhalten ist zur IG Metall: 

• Auf Gewerkschaftstagen wie zuletzt im Oktober 2019 bekennen sich die 
Delegierten seit langen Jahren (im 4-Jahres-Turnus) nicht nur zu Frieden 
und Abrüstung, sondern fordern auch eine Begrenzung von Aufrüstung 
und Waffenexporten. 

• Konzepte zur Diversifizierung und Konversion von Rüstungsproduktion 
wurden seit den 80er Jahren von der IG Metall aktiv unterstützt. 
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• Aktuelle Konzepte zur praktischen Unterstützung von Betriebsräten, um 
firmenspezifisch eigene Initiativen für Diversifizierung und Konversion 
einzubringen, liegen ebenfalls vor. 

• Die weitergehende Forderung nach sozial-ökologischer Transformation 
der Industrie wird seit 2019 massiv eingebracht, auch in gemeinsamen Er-
klärungen mit Umweltverbänden. 

Kritisch zu sehen ist aber, dass sozial-ökologische Transformation von der IG 
Metall in erster Linie als technologischer Wechsel verstanden wird, während 
aus Sicht von Umweltverbänden wie z. B. dem BUND technologische Lösun-
gen zwar als wesentlich, nicht aber als treibende Elemente angesehen wer-
den. Denn aus umweltpolitischer Sicht steht immer die Vermeidung des Res-
sourcenverbrauchs an erster Stelle und nicht die ebenfalls notwendige Effi-
zienzverbesserung. Das heißt, während die IG Metall dafür eintritt, dass mit 
möglichst gleichem Arbeitsplatzangebot anders produziert wird, muss aus 
Sicht der Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen für die Menschheit in 
der Summe weniger produziert und verschwendet werden. Solche unter-
schiedlichen Sichtweisen stehen aber einer organisatorischen Zusammenar-
beit nicht entgegen. 

Als Kritikpunkte sind bei der IG Metall zu sehen: 

• Positionen der Bundesregierung werden unkritisch übernommen. Dies be-
trifft vor allem die militärisch eingefärbte Definition von zu forcierenden, na-
tionalen Schlüsseltechnologien sowie auch die unkritische Sichtweise der 
EU-Militarisierung als Effizienzverbesserung durch gemeinschaftliche Be-
schaffungsmaßnahmen. 

• Auf betrieblicher Ebene werden bei existenziellen Arbeitsplatzbedrohun-
gen praktisch kaum vorhandene Ansätze der IG Metall auf Bundesebene 
zur Entwicklung eigener Diversifizierungs- und Konversionskonzepte auf-
gegriffen, die sowohl ein unreflektiertes Eintreten für umweltbelastende 
Produkte wie auch für Rüstungsgüter beinhalten. 

• Konversionsszenarien für eine zukunftsfähige industrielle Produktion müs-
sen unabhängig davon entwickelt werden, ob sie eine militärische oder zi-
vile Produktion betreffen. Letzteres gilt nicht nur für die Automobilindustrie, 
sondern auch für den (zivilen) Flugzeugbau. 

 

4.4.         Friedenspolitische Kampagnen und Aktionen 

Die Aktivitäten der Friedensbewegung in Deutschland sind gekennzeichnet 
durch eine bunte Vielfalt. Das betrifft sowohl politische und persönliche Moti-
vationen wie auch daraus abgeleitete Schwerpunktforderungen. Nachfolgend 
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werden (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) einige Initiativen und Kampagnen 
genannt, die für die Entwicklung von Konversionsprojekten von erhöhter Re-
levanz sind. 

 

4.4.1. Zivilklausel 

Entscheidend für die Relevanz der Zivilklauselbewegung an deutschen 
Hochschulen sind zwei völlig unterschiedliche Kriterien: 

• Da es hierbei um die gesellschaftliche Verantwortung der Wissenschaft 
und Transparenz der Forschungsaufgaben geht, ist es auch ein gesamt-
gesellschaftliches Thema. Erinnert werden sollte dazu an die Anfang 2017 
nach dem Amtsantritt von Donald Trump in den USA ausgelöste Kampag-
ne „March of Science“ gegen Wissenschaftsfeindlichkeit, die auch in 
Deutschland eine starke Resonanz gefunden hat. Aktuell ist die Initiative 
„Scientists for Future“ ein Ansatzpunkt. 

• Die Zivilklausel kann auch als Stichwort für andere Kampagnen dienen. 
Zwei Beispiele können hierzu genannt werden: In Duisburg fordert DIE 
LINKE eine Zivilklausel für den Stadthafen, wo ein Großteil der aus 
Deutschland exportierten Rüstungsgüter umgeschlagen werden (Junge 
Welt 2018). Ähnlich gelagert hat sich 2019 in Hamburg eine von mehreren 
Organisationen getragene „Volksinitiative gegen Rüstungsexporte“ gebil-
det (GEW Hamburg 2019). 

 

4.4.2. Rüstungsproduktion und -export 

Die letztgenannten Beispiele stehen auch für eine Vielzahl von Aktivitäten 
gegen Rüstungsexporte, die hier nicht im Einzelnen benannt werden können. 
Als besonders empörend gilt in der deutschen Friedensbewegung, dass in 
über 80 Ländern der Welt mehr als 10 Mio. Kleinwaffen von Heckler & Koch 
im Einsatz sind. 95 % aller Kriegsopfer werden durch Kleinwaffen getötet 
(Terre des hommes 2020). 

Exemplarische Aktivitäten sind: 

• Aktion „Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel“ mit Aktionen und Strafanzei-
gen gegen Heckler & Koch und SIG Sauer als Hersteller und Exporteure 
von Kleinwaffen; 

• Proteste gegen die Rüstungsbetriebe von Rheinmetall und KMW (bzw. 
KNDS) in Kassel; 



 

 

70 

• Kampagne „Rheinmetall entwaffnen“ mit jährlichem Protest gegen die Ak-
tionärsversammlungen von Rheinmetall und Aktionen (mit Friedenscamp) 
vor dem firmeneigenen Testgelände Unterlüß. 

 

4.4.3. Militärbasen und Truppenübungsplätze 

Eine besondere Rolle hat die Kampagne „Stopp Air Base Ramstein“. Diese 
wurde 2015 als bundesweiter Protest gegen die völkerrechtswidrige Nutzung 
der US Air Base für den völkerrechtswidrigen Drohnenkrieg der USA initiiert. 
Die mittlerweile im Vordergrund stehende Forderung nach Schließung der Air 
Base geht einher mit einem Konzept für die Konversion der militärisch ge-
prägten Großregion Kaiserslautern (siehe Anlage 3). 

In Kap. 2.6. wurde bereits auf die erfolgreiche Bürgerinitiative zur Verhinde-
rung des „Bombodroms“ in der Wittstock-Ruppiner Heide verwiesen, ebenso 
wie auf den anhaltenden Widerstand gegen das GÜZ in der Altmark. 

Eine weitere Bürgerinitiative ist die „Initiative Biosphärengebiet Hohe HeiD-
mark“, die als Verein seit 2013 besteht und die Schließung des Truppen-
übungsplatzes Bergen fordert. Eine besondere Herausforderung ergab sich 
Anfang 2020, nachdem bekannt geworden war, dass im Rahmen des Groß-
manövers DEFENDER 2020 insbesondere auch die Lüneburger Heide mit 
den Truppenübungsplätzen Bergen sowie Munster Nord und Süd betroffen 
war. Das hat den Widerstand in der Region erheblich beflügelt. 
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5. Anhang: Materialien und weitere Infos 

5.1. Anlage 1: Friedensbewegung und Konversionsdiskussion 

Weingarten, Jörg; Wilke, Peter; Wulf, Herbert (2015): Perspektive der wehr-
technischen Industrie in Deutschland (Auszug aus einer Studie der Hans-
Böckler-Stiftung) 

In Europa startete eine politisch erkennbare Konversionsdebatte erneut Ende 
der siebziger und Anfang der achtziger Jahre. Auslöser waren in Großbritan-
nien Auftragsrückgänge bei der Firma Lucas Aerospace mit Ankündigungen 
von Massenentlassungen. Lucas Aerospace war damals eine große Firma, 
die Komponenten im Luftfahrtbereich herstellte. Einzelne Mitglieder der Ge-
werkschaftsvertretung in der Firma versuchten, einen Protest gegen die dro-
henden Entlassungen zu organisieren unter Einbindung des Lucas Aero-
space Combine Shop Stewards‘ Comittee. Der neue strategische Ansatz be-
stand darin, nicht nur Weiterbeschäftigung zu fordern, sondern gleichzeitig 
einen alternativen Geschäftsplan zu entwickeln und neue Geschäftsfelder zu 
benennen. In Verbindung mit der aufkommenden Diskussion um Ökologie 
schlug man vor, die Produktion auf - wie es bei Lucas Aerospace hieß - „so-
zial nützliche Produkte“ umzustellen. In betrieblichen Workshops und in Zu-
sammenarbeit mit Wissenschaftlern gelang es sehr schnell, einen umfangrei-
chen Katalog von möglichen Produkten und Marktfeldern zu erstellen. 

Die 150 Ideen, Produkte und Prototypen, die das Betriebsrätekomitee vor-
schlug, betrafen sechs verschiedene Kategorien: medizinische Apparate, al-
ternative Energiequellen, Transportsysteme, Bremssysteme, maritime Anla-
gen und telechirurgische Geräte und reichten von tragbaren Dialysegeräten, 
Defibrillatoren für HerzinfarktpatientInnen bis zu neuen Ultraschallapparaten 
für die Krankheitsdiagnose, Elektro-Benzin-Hybridmotoren und Vorschlägen 
zur Nutzung von Solarzellentechnik in Verbindung mit energieeffizientem 
Hausbau. Im Unternehmen konnten sich diese Vorschläge nicht durchsetzen. 
Die Produktvorschläge und der gesamte Ansatz des Plans wurden vom Lu-
cas Management komplett abgelehnt, wohl auch weil hier ein Eingriff in die 
Kompetenzen des Managements gesehen wurde. Die Idee, „sozial sinnvolle 
Produktion“ in den Mittelpunkt der Konversionsdebatte zu stellen, war in 
Kombination mit greifbaren Vorschlägen für 150 verschiedene „alternative“ 
Produkte politisch aber sehr erfolgreich. [...] 

Anders als in Großbritannien gab es in Deutschland von Beginn an eine star-
ke Unterstützung durch die IG Metall. Die IG Metall hatte schon in den siebzi-
ger Jahren intern den Arbeitskreis „Wehrtechnik und Arbeitsplätze“ durch den 
Gewerkschaftsvorstand betreut und versucht, sich kritisch mit der Forderung 
nach Lockerung der deutschen Rüstungsexportbestimmungen auseinander-
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zusetzen. Auch als 1981 bei Blohm & Voss in Hamburg und MaK in Kiel von 
Vertrauensleuten der IG Metall betriebliche Arbeitskreise „Alternative Produk-
tion“ gegründet wurden, unterstützte sie die IG Metall und eine damals noch 
existierende Innovationsberatungsstelle der Gewerkschaften vor Ort. 

Dass der Ansatz politisch funktionierte, zeigt auch die Tatsache, dass sich in 
schneller Folge Arbeitskreise bei MBB in Bremen, bei HDW in Kiel und Ham-
burg, beim Bremer Vulkan, der Körber AG, der Deutschen Airbus in Hamburg 
und bei TST in Wedel etablierten. Angestoßen wurden diese Arbeitskreise 
auf Seminaren der IG Metall und durch die Arbeit kleinerer Gruppen von akti-
ven Gewerkschaftsmitgliedern in den Unternehmen. [...] 

Mit dem politischen Ausklingen der Friedensbewegung und den veränderten 
Rahmenbedingungen nach der deutschen Einheit gab es bei den Arbeitskrei-
sen einen Rückgang der Aktivitäten, die Mitte der neunziger Jahre praktisch 
eingestellt wurden. 

Die von den Arbeitskreisen im ersten Ansatz entwickelten Produktvorschläge 
umfassten (ähnlich wie bei den Vorschlägen im Fall Lucas Aerospace) eine 
breite Palette von Ideen. In Teilen wurden die Vorschläge bis zur Abschät-
zung von Marktpotenzialen, Machbarkeitsstudien und sogar einem Prototy-
penbau vorangetrieben. [...] 

Man kann aus diesen Ansätzen lernen, dass betriebliche Vorschläge für 
machbare Alternativen durchaus schnell und in größerer Zahl zu finden sind. 
Ihre Umsetzung gelingt aber nur, wenn das Management eines Unterneh-
mens wirtschaftlich auch von einem Erfolg am Markt überzeugt werden kann 
und bereit ist, entsprechende Investitionsrisiken zu tragen. 

 

5.2. Anlage 2: Positionspapier zur Rüstungskonversion. Für neue Ini-
tiativen zur Umstellung der Rüstungsindustrie 

Kooperation für den Frieden, 31.08.2015 (Kooperation für den Frieden 2015) 

Der Bundesausschuss Friedensratschlag und die Kooperation für den Frie-
den rufen friedensbewegte Menschen und Organisationen auf, für Rüstungs-
konversion verstärkt wieder in der Öffentlichkeit zu werben. Auch die Ergeb-
nisse der kommenden Gewerkschaftstage der beiden großen Gewerkschaf-
ten IG Metall und Ver.di sind dafür geeignet. 

Rüstungskonversion ist die Umstellung industrieller militärischer Produktion 
auf zivile Fertigung. Dies gilt auch für die Überführung von militärischen Lie-
genschaften in zivile Nutzung und die Umstellung von Rüstungs- in zivile For-
schung. 
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Rüstungskonversion war vor Jahren ein verbreitetes Thema mit vielfältigen 
AkteurInnen, z. B.: 

• gewerkschaftlichen Arbeitskreisen und der Bremer Stiftung für Rüstungs-
konversion und Friedensforschung; 

• Rüstungskonversionsprogramme in Bremen (dem Bundesland mit der 
höchsten Konzentration von Rüstungsproduktion) und in Schleswig Hol-
stein; 

• Liegenschaftskonversionsprojekte im großen Umfang in Hessen und 
Rheinland-Pfalz; 

• Konversionsprojekte in Zusammenhang mit der Abwicklung der NVA in der 
DDR und dem Abzug der sowjetischen Streitkräfte aus der DDR. 

Rüstungskonversion war in einzelnen Fällen und Bereichen erfolgreich, aber 
eine vielfältige breite Umstellung militärischer Produktion auf zivile gab es 
nicht. Heute herrscht weltweit ein Klima der Konfrontation und der Aufrüs-
tung. Eine gesellschaftliche Atmosphäre und Konstellation, die Rüstungskon-
version wieder ermöglicht, muss deshalb durch eine breite Koalition vor allem 
aus Gewerkschaften und Friedensbewegung erstritten werden. 

Dazu bedarf es: 

• der Überwindung der Aufrüstungspolitik in Deutschland, die sich an dem 
Ziel der NATO orientiert, 2% des Bruttosozialprodukts für das Militär aus-
zugeben; 

• eine Beendigung des expansiven Rüstungsexports; 

• des Endes einer Politik, die Interventionskriege für „eigene Ressourcen 
und Handelswege“ als legitime Fortsetzung der Politik ansieht; 

• des Drucks auf die Konzerne der Rüstungsindustrie und Politiker, die sich 
diesen Erfordernissen entgegenstellen. 

Eine Umwandlung der Rüstungsproduktion in zivile, gesellschaftlich nützliche 
Produkte ist möglich und notwendig. Es erfordert einen längerfristigen Pro-
zess, um Unternehmen von Rüstungsaufträgen unabhängig zu machen. Den 
dort Beschäftigten ist eine Tätigkeit auf einem zivilen Arbeitsplatz zu garantie-
ren. Die zum großen Teil hochqualifizierten Beschäftigten könnten helfen, 
den Fachkräftemangel zu lindern. 
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Überlegungen, die in eine „neue Konversionsstrategie“ einfließen soll-
ten: 

Konversion ist eine gesellschaftliche gesamtstaatliche Aufgabe und nicht nur 
eine Produktionsumstellung in einem Betrieb. Ein nationaler Fond, gespeist 
aus ehemaligen Rüstungsausgaben und Gewinnen von Rüstungsunterneh-
men, ist ebenso unabdingbar notwendig wie Staatsaufträge für zivile Produk-
te und Dienstleistungen. Rüstungskonversion kostet zumindest in der Start-
phase auch Geld, muss doch auch über eine Diversifizierung der Produktion 
sowie über eine intensive bezahlte Umschulung und Fortbildung der Beschäf-
tigten nachgedacht werden. 

Die gesamte Dual-Use-Produktion/Forschung muss mit einbezogen werden. 
Zivile Nutzung und Entwicklung darf nicht durch die Hintertür als umgedrehter 
„spin-off“ wieder militärisch genutzt werden. Dies gilt besonders für die Kom-
munikations- und Informationstechnologien. 

Rüstungsproduktion ist staatliche Auftragsproduktion und Produktion für den 
Rüstungsexport mit gewaltigen Möglichkeiten der nachträglichen Preiserhö-
hungen (und der Korruption). Dies ist im zivilen Bereich so kaum möglich. 
Deshalb ist die Überführung von Rüstungskonzerne in gesellschaftliches Ei-
gentum (Artikel 14, 15 Grundgesetz) mit in die Diskussion einzubeziehen. 

Konversion wird nur mit der Mitbestimmung der Beschäftigten und der Ge-
werkschaften (z. B. Konversionsbeiräte) sowie der Zivilgesellschaft funktio-
nieren. Dieses beinhaltet auch eine Produktionsmitbestimmung, geht es doch 
darum, die Umstellung zu nutzen, um zu nachhaltigen, gesellschaftlich sinn-
vollen Produkten zu gelangen. Jeglicher Rückfluss ins Militärische muss ab-
gewendet werden. 

Konversion ist ein wichtiger Schritt zur Wahrung und zum Ausbau des Frie-
dens. Konversion sollte im Themenkatalog der Friedensbewegung verankert 
werden. Der Zusammenarbeit mit Gewerkschaften kommt dabei eine wichtige 
Rolle zu. 

Berlin und Frankfurt, 26. August 2015 

 

5.3. Anlage 3: Konversionskonzept für die Air Base Ramstein 

Braun, Rainer; Vogt, Roland (2018): Diskussionspapier zur Konversion der 
Militärregion Kaiserslautern (Auszug) 

1. Clean up von 1400 ha 

Das militärisch genutzte Gelände hat die Umwelt, den Boden, die Luft, das 
Grundwasser stark angegriffen. Natürliche Strukturen wurden zerstört und 
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zersiedelt, Waldgebiete willkürlich zerstört. Eine umfassende Säuberung, Auf-
frischung und Renaturisierung ist erforderlich. Diese wird angesichts der Di-
mension des Problems mindestens 10 Jahre Zeit brauchen und ist ausge-
sprochen arbeitsintensiv. Eine wissenschaftliche Begleitung und eine umfas-
sende Evaluation sind erforderlich. 

2. Umwandlung eines Großteils des Militärgeländes in ein Naturschutz-
gebiet 

Die unterschiedliche Dimension der Nutzung des Militärgeländes hat - neben 
vielfältigen Zerstörungen - auch Teilbereiche fast nie beeinflusster Natur mit 
vielen hochinteressanten Entwicklungen bei Flora und Fauna hinterlassen. 

3. Freizeitpark 

Der Kernbereich um die Landebahnen und die Gebäude sowie die gereinig-
ten Munitionslager werden zu einem Freizeitpark mit Abenteuercharakter 
ausgebaut. 

 

Abb. 12: Konversionskonzept für die Air Base Ramstein. 
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4. Air Base Ramstein als Museum 

Ein umfassendes Stopp Airbase Ramstein Museum (Freiluft und geschlosse-
ner Teil) erinnert an die Geschichte des Militarismus in der Region und ver-
deutlicht gleichzeitig die vielfältigen Aktionen der Friedensbewegung. 

5. Pfälzer Wald als Tourismusort 

Durch die Schließung wird der Pfälzer Wald, das größte zusammenhängende 
Waldgebiet deutschlandweit, attraktiv für Wochenendbesucher und Urlauber. 
Ohne Lärm und Dreck lässt sich diese Region wieder für den Tourismus ge-
winnen, und dieser wird intensiv ausgebaut. Wanderungen vielfältigster Art 
mit Erinnerung an die kriegerische Zeit werden ebenso entwickelt wie ein ei-
genes Jugendfreizeitzentrum. 

6. Wissenschaft als Arbeitsplatzmotor der Zukunft 

Ohne Wissenschaft und Technologie, ohne Bildung und Ausbildung wird der 
Transformationsprozess der Region nicht möglich sein. Darüber hinaus sollte 
auf dem Gelände ein internationales Friedensforschungszentrum angesiedelt 
werden, das sich schwerpunktmäßig mit Transformationswissenschaft und 
Forschung sowie mit ziviler Konflikttransformation und Dual-Use-Forschung 
beschäftigt. Eine eigene Abteilung sollte zu „Whistleblowing“ arbeiten. Es wä-
re das erste weltweite wissenschaftliche Institut zu diesem Themenkomplex. 

7. Sozialer Wohnungsbau 

Die freiwerdenden Gebäude sollten nach einer umfassenden Renovierung für 
den sozialen Wohnungsbau genutzt werden. Eine infrastrukturelle Anbindung 
ohne Auto sollte vorbildlich entwickelt werden und die Ausstrahlung des ge-
samten Projektes erhöhen. 

8. Industriepark 

Ein Industriepark für erneuerbare Energien und Konversion sollte aufgebaut 
werden, mit dem klaren Schwerpunkt auf kleinere und mittlere Unternehmen. 

Die Finanzierung eines solchen langfristigen Konversionsprojektes ist sicher 
eine Herausforderung. Die Mittel aus den vorhandenen Konversions- und 
Regionalfonds werden gewiss nicht ausreichen. Gelder, die bisher aus dem 
Bundesetat der Air Base zur Verfügung gestellt werden (z .B. 180 Millionen 
Euro für das US-Hospital) müssen umgewidmet werden. Die durch die gene-
relle Abrüstung frei gesetzten Mittel werden intensiv genutzt. Konversion 
bringt Frieden und kostet Startkapital. Doch wo der politische Wille zur Kon-
version vorhanden ist, sind auch die gesellschaftlichen Möglichkeiten zur Fi-
nanzierung nicht fern. 
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5.4. Anlage 4: Regionale Effekte durch Naturpark 

Hamsch, Rigbert (1999): Argumente: Wirtschaftsfaktor Naturpark. Schutzsta-
tus und regionale Effekte des künftigen Naturparkes Colbitz-Letzlinger Heide 
(Auszug). 

Wodurch zeichnet sich nun der sanfte Tourismus aus? Dazu lassen sich ver-
einfacht folgende Kriterien aufstellen (in Anlehnung an MIKUS/PECHER zit. 
BECKER, 1998, S. 5 ff.): 

1. Ökologische Dimension 

• Entwicklung und Realisierung von Konzepten der Flächennutzung in Hin-
blick auf eine vielfältige Kulturlandschaft mit Biodiversität 

• keine Zersiedelung der Landschaft 

• wenig Flächenversiegelung 

• Nutzung vorhandener Gebäude und Flächenrecycling vor Flächenneu-
ausweisung; 

• vielfältige Flächennutzung in der Landwirtschaft; 

• Verbesserungen der ökologischen Bilanz bei Nutzungsänderungen; 

• Förderung regionstypischer Bauweisen; 

• Ausschöpfung aller Möglichkeiten zur Verminderung des Energieaufwan-
des im touristischen Verkehr; 

• Entwicklung von umweltschonenden Verkehrssystemen; 

• Förderung der Anreisemöglichkeiten mit dem Öffentlichen Verkehr; 

• Förderung des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) innerhalb der 
Region; 

• Zulieferung an die Fremdenverkehrsbetriebe und die Nutzung von Dienst-
leistungen möglichst aus dem Ort und der Region zur Entwicklung kleiner 
überschaubarer Kreisläufe 

• … 

2. Ökonomische Dimension 

• stabile wirtschaftliche Entwicklung 

• zielgerichtete Entwicklung des Tourismus, besonders in qualitativer Hin-
sicht 
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• Anstreben eines möglichst hohen Anteiles der regionalen Wertschöpfung 
an den touristischen Umsätzen (Verhinderung von Kapitalabflüssen) 

• ausgewogenes Verhältnis von touristischen zu nichttouristischen Arbeits-
plätzen bzw. zwischen Tourismus und anderen Wirtschaftsbereichen 

• Förderung selbständiger Existenzen 

• Schaffung zukunftsorientierter Ausbildungsangebote 

• Vermeidung einer örtlichen und regionalen Gesamtentwicklung auf der 
Basis von staatlichen Dauersubventionen 

• Sicherung der Verträglichkeit mit anderen Funktionen, sofern diese im 
Sinne der Nachhaltigkeit gestaltet sind 

3. Sozio-kulturelle Dimension 

• Förderung von Entwicklungsperspektiven und Lebenschancen für kom-
mende Generationen 

• Förderung der Partizipation breiter Schichten der einheimischen Bevölke-
rung an touristischen Entscheidungsprozessen und Wohlfahrtswirkungen 

• Erhalt und Förderung der kulturellen Eigenständigkeit 

• Bewahrung überkommener Elemente der Regionalkultur, Pflege der kultu-
rellen Traditionen 

• behutsame Nutzung des baulich-kulturellen Erbes 

• erhöhte Anforderungen an die architektonische Gestaltung 

• Mobilisierung des Regionalbewusstseins und Engagements der Bevölke-
rung 

• … 
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Initiative/Verein: GEGEN WAFFEN VOM BODENSEE 
https://www.waffenvombodensee.com/ 

Initiative „Rheinmetall entwaffnen“ 
https://rheinmetallentwaffnen.noblogs.org/ 

Infodienst zu Waffenexporten (Greenpeace) 
https://www.waffenexporte.org/ 

Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel 
https://www.aufschrei-waffenhandel.de/ 

Initiative Hochschulen für den Frieden – Ja zur Zivilklausel 
http://www.zivilklausel.de 

5.5.2. Materialien 

Friedensgutachten der deutschen Friedensforschungsinstitute 
https://friedensgutachten.de/ 

Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI) 
https://www.sipri.org/ 

Rüstungsatlas Baden-Württemberg (2017) 
http://www.imi-online.de/download/Rueatlas_BaWue_2017.pdf 

Rüstungsatlas Hessen (2018) 
https://www.linksfraktion-hessen.de/fileadmin/lf/Publikationen/ 
20180227_Broschuere_Ruestungsatlas.pdf 

Studie der Hans-Böckler-Stiftung: Perspektiven de wehrtechnischen Industrie 
in Deutschland (Dez. 2015) 
https://www.boeckler.de/pdf/p_study_hbs_309.pdf 

 

5.5. Anlage 5: Übersicht weiterführender Quellen 

5.5.1 Websites der Friedensbewegung zur Konversion 

Bundesweiter Arbeitskreis Rüstungskonversion: 
https://ruestungskonversion.de/ 

Initiative am Rüstungsstandort Kassel (DFG-VK) 

http://www.kassel-entrüsten.de/ 
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kriegs 

IT Informationstechnik 
IUD Organisationsbereich Infrastruktur, Umwelt und Dienstleis-

tungen 
KMW Krauss-Maffei Wegmann GmbH % Co. KG 
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KNDS KMW + NEXTER Defence Systems 
KSZE Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
LAWS Letale Autonome Waffensysteme 
MaK Maschinenbau Kiel 
MBB Messerschmitt-Bölkow-Blohm 
mbH mit beschränkter Haftung 
MdB Mitglied des Deutschen Bundestags 
MIK Ministerium des Innern und für ommunales 
MKS Mehrkampfschiff 
MTU Motoren- und Turbinen-Union 
NABU Naturschutzbund Deutschland 
NATO engl.: North Atlantic Treaty Organization - Organisation des 

Nordatlantikvertrags 
NPT engl,: Treaty on the Non-Proliferation of Nuclear Weapons 

- Vertrag über die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen, 
Atomwaffensperrvertrag, Nichtverbreitungsvertrag (NVV) 

NRW Nordrhein-Westfalen 
NVA Nationale Volksarmee 
NVV Nichtverbreitungsvertrag 
NYT engl.: The New York Times - Die New Yorker Zeiten 
ÖPF Ökologische Plattform 
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr 
OSZE Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
PESCO engl.: Permament Structured Cooperation - Ständige Struk-

turierte Zusammenarbeit 
PFAS engl.: per- and polyfluoroalkyl substances - polyfluorierte 

Alkylverbindungen 
PFC per- und polyfluorierte Chemikalien 
PFOS Perfluoroctansulfonsäure 
PFT perfluorierte Tenside 
PRIF engl.: Peace Research Institute Frankfurt - Leibniz-Institut 

Hessische Stiftung Friedens- und Konflitkforschung (HSFK) 
RND Redaktionsnetzwerk Deutschland 
RT engl.: Russia Today - Russland heute 
SARS engl.: Severe Acute Respiratory Syndrome - schweres 

akutes respiratorisches Syndrom; schweres akutes Atem-
wegssyndrom 

SIG Schweizerische Industrie-Gesellschaft 
SIPRI engl.: Stockholm International Peace Research Institute - 

Stockholmer Internationales Friedensforschungsinstitut 
SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
SWR Südwestrundfunk 
THW Technisches Hilfswerk 
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TKMS ThyssenKrupp Marine Systems 
TST Telefunken Systemtechnik GmbH 
TÜP Truppenübungsplatz 
UBA Umweltbundesamt 
U-Boot Unterseeboot 
UK engl.: United Kingdom - Vereinigtes Königreich 
UN engl.: United Nations - Vereinte Nationen 
UNICEF engl.: United Nations International Children’s Emergency 

Fund - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen 
UNO engl.: United Nations Organization - Organisation der Ver-

einten Nationen 
US engl.: United States - Vereinigte Staaten 
USA engl.: United States of America - Vereinigte Staaten von 

Amerika) 
Ver.di Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
VS Verschlusssache 
VW Volkswagen 
W & F Wissenschaft & Frieden 
ZMZ zivil-militärische Zusammenarbeit - engl.: civil-military co-

operation (CIMIC) 
ZV Zivilverteidigung 
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